
 
Gemeinde Groß Nordende 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 121/2009/GrN/BV
 
 
Fachteam: Finanzen Datum: 22.04.2009
Bearbeiter: Heike Ramcke AZ: 3/904-410

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Groß Nordende  11.05.2009 öffentlich 
Gemeindevertretung Groß Nordende  19.05.2009 öffentlich 

 
Genehmigung von Haushaltsüberschreitungen 
 
Sachverhalt: 
Die noch zu genehmigenden Haushaltsüberschreitungen belaufen sich gemäß Anlage mit 
Stand vom 22.4.2009 im Verwaltungshaushalt auf  623,50 € und im Vermögenshaushalt auf 
2.627,39 €.  
 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
Die Deckung der Haushaltsüberschreitungen  ist durch Minderausgaben bzw. Mehreinnahmen 
bei anderen Haushaltsstellen gewährleistet.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt, / Die Gemeindevertretung beschließt, die 
Haushaltsüberschreitungen im Verwaltungshaushalt mit 623,50 € und im Vermögenshaushalt 
mit 2.627,39 € zu genehmigen.  
 
 
 
 
 
___________________ 
     Ehmke 
 
Anlagen: 
Übersicht der Haushaltsüberschreitungen (Stand 22.4.2009)  
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Gemeinde Groß Nordende 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 118/2009/GrN/BV
 
 
Fachteam: Finanzen Datum: 06.04.2009
Bearbeiter: Nicole Heinemann AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Groß Nordende 11.05.2009 öffentlich 
Gemeindevertretung Groß Nordende 19.05.2009 öffentlich 

 
Bericht über die Prüfung der Jahresrechnung 2008 und Feststellung des 
Ergebnisses der Gemeinde Groß Nordende 
 
Sachverhalt: 
Am 01.04.09 hat die Prüfung der Jahresrechnung für das Jahr 2008 der Gemeinde Groß 
Nordende stattgefunden. 
Es haben sich folgende Beanstandungen ergeben, welche aus der beigefügten Niederschrift zu 
entnehmen sind. 
 
Stellungnahme:  
Die Stellungnahmen sind ebenfalls als Anlage beigefügt.  
 
 
Finanzierung::  
 
 
Beschlussvorschlag::  
Der Finanzausschuss empfiehlt, 
die Gemeindevertretung beschließt die Jahresrechnung für das Haushaltsjahr 2008, die im 
Verwaltungshaushalt mit Einnahmen und Ausgaben von je 731.055,66 € und im 
Vermögenshaushalt mit Einnahmen und Ausgaben von je 464.297,37 € abschließt.  
 
 
___________________ 
Ehmke 
 
 
 
Anlagen:  
Feststellung des Ergebnisses der Haushaltsrechnung 
Niederschrift über die Prüfung der Jahresrechnung am 01.04.09 
Stellungnahmen zu den gestellten Fragen 

Ö  6



 
 
 



Ö  6









Ö  6





 
Gemeinde Groß Nordende 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 111/2009/GrN/BV
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 02.02.2009
Bearbeiter: Jennifer Klemm AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Schul- und Sozialausschuss der Gemeinde Groß 
Nordende 

23.04.2009 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Groß Nordende 11.05.2009 öffentlich 
Gemeindevertretung Groß Nordende 19.05.2009 öffentlich 

 
Jahresrechnung 2008 der Kinderstube Groß Nordende 
 
Sachverhalt: 
 
Der Schulverein Groß Nordende – Sparte Kinderstube – hat die anliegende Jahresrechnung 
2008 vorgelegt. 
 
Gesamteinnahmen in Höhe von 43.714,50 Euro stehen Gesamtausgaben in Höhe von 
38.428,42 Euro gegenüber. Der aus dem Jahr 2007 übernommene Unterschuss betrug 
1.694,88 Euro, so dass zum Jahresende ein Überschuss von 3.591,20 Euro zu verzeichnen 
war. 
 
Gemäß § 5 Abs. 6 des Vertrages zwischen der Gemeinde Groß Nordende und dem 
Schulverein Groß Nordende sind etwaige Überzahlungen mit der jeweils nachfolgenden 
Abschlagszahlung zu verrechnen. Aufgrund der Einführung des Spätdienstes zum 
Kindergartenjahr 2009/2010 werden jedoch Mehrausgaben entstehen, die in die 
Haushaltsplanung 2009 nicht aufgenommen wurden. Von einer Verrechnung des Guthabens 
wurde daher abgesehen.  
 
Die Prüfung der Jahresrechnung durch die Mitglieder des gemeindlichen Ausschusses zur 
Prüfung der Jahresrechnung erfolgt gem. III. Nachtrag zum Vertrag nur noch alle drei Jahre. 
Die letzte Prüfung hat zur Jahresrechnung 2007 stattgefunden, somit erfolgt zur 
Jahresrechnung 2008 keine Prüfung. 
 
Nach § 5 Abs. 1 des Vertrages zwischen der Gemeinde Groß Nordende und dem Schulverein 
Groß Nordende über die Finanzierung der Kinderstube werden die Kosten der 
Gebäudeunterhaltung, Bewirtschaftungskosten, Gebäudereinigung und Gebäudeversicherung 
nachträglich mitgeteilt, damit diese in der Jahresrechnung mit angegeben werden können. Für 
das Jahr 2008 betrugen diese Kosten 8.776,17 Euro. Es sind Gesamtkosten für die Gemeinde 
Groß Nordende in Höhe von  33.853,97Euro entstanden. Dies bedeutet einen Zuschuss von 

Ö  7



etwa 166,00 Euro pro Monat und Kind. Diese Kostensteigerung zum Vergleich zum Vorjahr 
ergibt sich durch die Erweiterung der Öffnungszeiten von 12 auf 20 Wochenstunden.   
 
 
 
 
 
 
 
:  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Jahresrechnung der Kinderstube Groß Nordende für das Jahr 2008 wird zur Kenntnis 
genommen.  
 
 
  
 
 
 
 
_______________ 
Ehmke 
 
 
 
Anlagen: 
Jahresrechnung 2008 der Kinderstube Groß Nordende  
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Gemeinde Groß Nordende 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 117/2009/GrN/BV
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 06.04.2009
Bearbeiter: Jennifer Klemm AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Schul- und Sozialausschuss der Gemeinde Groß 
Nordende 

23.04.2009 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Groß Nordende 11.05.2009 öffentlich 
Gemeindevertretung Groß Nordende 19.05.2009 öffentlich 

 
Kindergartenbeitrag der Kinderstube Groß Nordende ab 01.08.2009 
 
Sachverhalt: 
 
Mit Schreiben vom 23.03.2009 (siehe Anlage) hat der Kreis Pinneberg die Angleichung der 
Teilnahmebeiträge der Kindertagesstätten im Kreis Pinneberg zum 01.08.2009 mitgeteilt. 
 
Der Kindergartenbeitrag soll für einen Halbtagsplatz / 4 Stunden 137,00 Euro monatlich 
betragen. Bisher wurde ein Beitrag von 135,50 Euro monatlich durch den Kreis Pinneberg 
empfohlen. Dies entspricht einer monatlichen Erhöhung um 1,50 Euro. 
 
Für den Früh- und Spätdienst wird weiterhin ein Beitrag von 16,50 Euro je angefangene 
Halbestunde empfohlen.  
 
Stellungnahme: 
 
Aus Sicht der Verwaltung sollte den Empfehlungen des Kreises Pinneberg gefolgt werden. 
Dies würde bedeuten, dass bei der Abrechnung mit dem Kreis Pinneberg der 
Sozialstaffelausfall ebenfalls in voller Höhe abgerechnet werden kann. 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Schul- und Sozialausschuss empfiehlt / der Finanzausschuss empfiehlt / die 
Gemeindevertretung beschließt, dem Elternverein Groß Nordende zu empfehlen die 
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Elternbeiträge für die Kinderstube für das Kindergartenjahr 2009/2010  
 

- den Richtlinien des Kreises Pinneberg anzupassen. Ein Halbtagsplatz würde dann 
monatlich 137,00 Euro kosten. Der Beitrag für den Spätdienst würde 16,50 Euro 
betragen. 

 
oder  
 
- abweichend von den Richtlinien des Kreises Pinneberg folgenden Elternbeitrag _______ 
Euro festzusetzen. Für den Spätdienst wird ein Beitrag von ___________ Euro festgesetzt.  
 
 
__________________ 
Ehmke 
 
 
 
Anlagen: 
Empfehlung des Kreises Pinneberg vom 23.03.2009  
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Gemeinde Groß Nordende 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 119/2009/GrN/BV
 
 
Fachteam: Soziale Dienste Datum: 09.04.2009
Bearbeiter: Jennifer Klemm AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Schul- und Sozialausschuss der Gemeinde Groß 
Nordende 

23.04.2009 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Groß Nordende 11.05.2009 öffentlich 
Gemeindevertretung Groß Nordende 19.05.2009 öffentlich 

 
Beteiligung der Gemeinde Groß Nordende an den Personalkosten für den Diakon 
der Klosterkirche Uetersen 
 
Sachverhalt: 
 
Pastorin Ruhwoldt der Klosterkirche Uetersen hat bei der Bürgermeisterin Ehmke angefragt, 
ob sich die Gemeinde Groß Nordende mit 10% an den Personalkosten des Diakon beteiligen 
möchte. Dies würde einer finanziellen Beteiligung von 4.000 – 4.500 Euro jährlich 
entsprechen. 
 
Dafür würden der Gemeinde Groß Nordende auch 4 Wochenstunden des Diakon für die 
Gemeinde Groß Nordende zur Verfügung stehen.  
 
 
 
Finanzierung: 
 
Entsprechende Haushaltsmittel stehen nicht zur Verfügung und müssten im 1. 
Nachtragshaushaltsplan zur Verfügung gestellt werden.   
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Schul- und Sozialausschuss empfiehlt / der Finanzausschuss empfiehlt / die 
Gemeindevertretung beschließt, dass sich die Gemeinde Groß Nordende mit 10% an den 
Personalkosten des Diakon beteiligt. Dafür wird erwartet, dass der Diakon 4 Wochenstunden 
in der Gemeinde Groß Nordende tätig ist. 
 
Die entsprechenden Haushaltsmittel werden bereit gestellt. 
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___________________ 
Ehmke 
 
 
 
Anlagen:  
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Gemeinde Groß Nordende 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 
094/2008/GrN/BV/1

 
 
Fachteam: Kommunikations- und Strukturmanagement Datum: 05.05.2009
Bearbeiter: Frank Wulff AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Gemeindevertretung Groß Nordende 19.05.2009 öffentlich 
 
III. Nachtragssatzung zur Hauptsatzung der Gemeinde Groß Nordende 
 
Sachverhalt und Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Gemeindevertretung Groß Nordende hat in ihrer Sitzung am 26.01.2009 die Einführung 
einer Flagge beschlossen. Das Landesarchiv Schleswig-Holstein hat den Entwurf der Flagge 
sowie die dazugehörige Beschreibung mit den heraldischen Regeln für konform erklärt und 
die Flagge der Gemeinde Groß Nordende mit Beschreibung in die Wappenrolle Schleswig-
Holstein aufgenommen. 
 
Zur endgültigen Einführung der Flagge ist eine Änderung der Hauptsatzung notwendig. Die 
Flagge und die Beschreibung müssen in einer Hauptsatzung erwähnt werden. Dieser 
Beschlussvorlage wurde der Entwurf einer III. Nachtragssatzung zur Hauptsatzung beigefügt, 
in dem die notwendigen Inhalte eingefügt worden sind.  
 
 
Finanzielle Auswirkungen: -/- 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Gemeindevertretung beschließt die III. Nachtragssatzung zur Hauptsatzung entsprechend 
der Anlage 1 
 
 
 
___________________ 
Ehmke 
 
Anlagen: 
 
Entwurf einer III. Nachtragssatzung zur Hauptsatzung der Gemeinde Groß Nordende 
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III. Nachtragssatzung zur  

Hauptsatzung der Gemeinde Groß Nordende (Kreis Pinneberg) 

 
Aufgrund des § 24a der Amtsordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 112), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
18. März 2008 (GVOBl. Schl.-H. S. 149) in Verbindung des § 4 der Gemeindeordnung für  
Schleswig-Holstein in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Februar 2003 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 57), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 30. Juni 2008 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 310) wird nach Beschluss der Gemeindevertretung vom _________ und mit Ge-
nehmigung des Landrats des Kreises Pinneberg vom ____________ folgende II. Nachtrags-
satzung zur Hauptsatzung für die Gemeinde Groß Nordende erlassen: 

 

Artikel 1 

§ 1 der Hauptsatzung erhält folgende Fassung: 

 

§ 1 

Wappen und Siegel 
(zu beachten: § 12 GO) 

 
(1) Das Wappen ist von Gold und Grün durch einen rot-silbernen Balken schräg geteilt. Das 
Wappen zeigt oben ein rotes Wagenrad, unten ein silbernes Bauernhaus mit rotem Giebel, 
Türen und Fenstern. 
(2) Die Gemeindeflagge zeigt auf einem durch einen roten und einen weißen schmalen Strei-
fen schrägrechts geteilten, oben gelben, unten grünen Flaggentuch die Figuren des Gemein-
dewappens in flaggengerechter Tinktur. 
(3) Das Dienstsiegel zeigt das Gemeindewappen mit der Umschrift: 
„Gemeinde Groß Nordende, Kreis Pinneberg“. 
(4) Die Verwendung des Gemeindewappens durch Dritte bedarf der Genehmigung der Bür-
germeisterin oder des Bürgermeisters. 
 
 

 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Die II. Nachtragssatzung zur Hauptsatzung der Gemeinde Groß Nordende tritt am Tage nach 
ihrer Bekanntmachung in Kraft.  
 
Die Genehmigung nach § 4 Abs. 1 der Gemeindeordnung wurde durch Verfügung des Land-
rats des Kreises Pinneberg vom ___________ erteilt. 
 
 
Groß Nordende, den _______________ 
 
 
 
            Ehmke    (S) 
     Bürgermeisterin             
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Gemeinde Groß Nordende 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 124/2009/GrN/BV
 
 
Fachteam: Planen und Bauen Datum: 05.05.2009
Bearbeiter: Stefan Pietruska AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Groß Nordende 11.05.2009 öffentlich 
Gemeindevertretung Groß Nordende 19.05.2009 öffentlich 

 
Erlass einer Neufassung der Ausschreibungs- und Vergabeordnung der 
Gemeinde Groß Nordende 
 
 
Sachverhalt: 
Das Gemeindeprüfungsamt des Kreises Pinneberg weist auf die Änderung der Schleswig-
Holsteinischen Vergabeordnung zur befristeten Aussetzung von Wertgrenzen-Regelungen als 
Vereinfachung im Vergaberecht zur beschleunigten Umsetzung investiver Maßnahmen im 
Rahmen des Konjunkturpakets II der Bundesregierung hin. 
 
 
 
Stellungnahme: 
Nachdem bereits für den Zuständigkeitsbereich der Bundesbehörden zur Beschleunigung von 
Investitionen Vereinfachungen im Vergaberecht sowohl durch das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Technologie (Vergabe von Dienst- und Lieferleistungen nach der VOL) als 
auch durch das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Stadtentwicklung (Vergabe von 
Bauleistungen nach der VOB) vorgenommen worden sind, hat das Land Schleswig-Holstein 
inzwischen diese Regelungen übernommen und die Schleswig-Holsteinische Vergabeordnung 
(SHVgVO) entsprechend geändert. 
Mit sofortiger Wirkung sind damit die Wertgrenzen für die Zulässigkeit von 
Auftragsvergaben bei Beschränkten Ausschreibungen und Freihändigen Vergaben befristet 
für die Dauer bis zum 24.11.2010 erweitert worden. 
Im Einzelnen sind jetzt bei Bauleistungen nach der VOB Beschränkte Ausschreibungen bis 1 
Mio. €  (bislang 200.000 € bei Vorschaltung eines Teilnehmerwettbewerbes und 100.000  € 
ohne Teilnehmerwettbewerb) sowie Freihändige Vergaben bis 100.000 € (bislang 30.000 €) 
ohne nähere Begründung zugelassen. 
Bei Dienst- und Lieferleistungen nach der VOL erhöht sich die Wertgrenze für die 
Zulässigkeit Beschränkter Ausschreibungen (bisher 50.000  €) und Freihändiger Vergaben 
(bisher 25.000 €) auf nunmehr einheitlich 100.000 €. 
Die erst ab Erreichung des EU-Schwellenwertes von 206.000 € zur Anwendung kommende 
Verdingungsordnung für freiberufliche Leistungen (VOF) und alle anderen EU-weiten 
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Vergabeverfahren werden durch die Neuregelungen nicht berührt, da die Schleswig-
Holsteinische Vergabeordnung sich nur auf Auftragsvergaben unterhalb der jeweiligen EU-
Schwellenwerte bezieht. 
 
Das Gemeindeprüfungsamt empfiehlt, die vorgenannten Wertgrenzen-Änderungen ab sofort 
verbindlich in die Ausschreibungs- und Vergabeordnungen zu übernehmen. Zu diesem Zweck 
sollen die entgegenstehenden Bestimmungen befristet bis 24.11.2010 außer Kraft gesetzt 
werden. 
 
Das Gemeindeprüfungsamt hat sein Textmuster für Ausschreibungs- und Vergabeordnungen 
überarbeitet und den eingetretenen vergaberechtlichen  Änderungen angepasst. Dieses 
Textmuster ist bei der Neufassung der Ausschreibungs- und Vergabeordnung der Gemeinde 
Groß Nordende zu Grunde gelegt worden.      
 
 
Finanzierung: 
Keine  
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt/Die Gemeindevertretung beschließt, die in der Anlage 
beigefügte Ausschreibungs- und Vergabeordnung der Gemeinde Groß Nordende zu 
verabschieden. 
 
 
 
 
___________________ 
Ehmke 
 
 
 
Anlagen: 
Neufassung der Ausschreibungs- und Vergabeordnung der Gemeinde Groß Nordende 
 
 
 



L:\Ausschreibungs- und Vergabeordnung\2008\Vergabeordnungamtsangehörige 
Gemeinde.doc 

 
Ausschreibungs- und Vergabeordnung 

der Gemeinde Groß Nordende 
 
 

Nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung der Gemeinde Groß Nordende vom 19.05.2009 wird 
folgende Ausschreibungs- und Vergabeordnung als Dienstanweisung erlassen: 

 
 
 

§ 1 
 

Geltungsbereich und Grundlagen 
 

 
(1) Diese Dienstanweisung gilt für die Gemeinde und ihre Einrichtungen. Sie bindet gleichzeitig die 

Verwaltung des Amtes Moorrege bei der Durchführung von Aufgaben für die Gemeinde. 
 
 
(2) Die Dienstanweisung bezieht sich auf sämtliche Lieferungen und Leistungen einschließlich 

Dienstleistungen sowie Bauleistungen. 
 
 
(3) Der Dienstanweisung werden in ihren jeweils gültigen Fassungen zugrunde gelegt: 
 

1. Verordnung über die Vergabe öffentlicher Aufträge 
(Vergabeverordnung–VgV) 

 
2. Gesetz zur Förderung des Mittelstandes des Landes Schleswig-Holstein (Mit-

telstandsförderungs- und Vergabegesetz MFG) 
 
3. Landesverordnung über die Vergabe öffentlicher Aufträge 

(Schleswig-Holsteinische Vergabeverordnung – SHVgVO) 
 
4. Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB) 

 mit den Teilen A, B und C 
 
5. Verdingungsordnung für Leistungen (VOL) mit den Teilen A und B 
 
6. Verdingungsordnung für freiberufliche Leistungen (VOF) 
 
7. Sonstige vergaberechtliche Bestimmungen des Bundes und des Landes Schleswig-

Holstein für den kommunalen Bereich. 
 
 

 Neben dieser Dienstanweisung sind im einzelnen Vergabevorgang etwaige Richtlinien und 
Bedingungen aufgrund von Zuwendungsbescheiden zu beachten. 

 
 Die vorstehenden Bestimmungen sind im Verwaltungsablauf wie folgt anzuwenden: 
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§ 2 a 

Vergabeart 
(Leistungsart) 

 
 

Die Art der Vergabe richtet sich 
 
1. bei Auftragsvergaben im innerstaatlichen Bereich unterhalb des jeweiligen EU-Schwellen-

wertes 
 

- bei Bauleistungen nach § 3 des Abschnittes 1 der VOB/A in Verbindung mit § 4 SHVgVO 
 

- bei Liefer- und Dienstleistungen nach § 3 des Abschnittes 1 der VOL/A in Verbindung mit § 
2 SHVgVO 

 
- bei freiberuflichen Dienstleistungen, die eine Aufgabe zum Gegenstand haben, deren Lö-

sung vorab eindeutig und erschöpfend beschrieben werden kann, nach Abschnitt 1 der VOL/A  
 
 
2. bei Auftragsvergaben ab Erreichung des jeweiligen EU-Schwellenwertes 
 

- bei Bauleistungen nach § 3 a des Abschnittes 2 der VOB/A 
 
- bei Liefer- und Dienstleistungen nach § 3 a des Abschnitts 2 der VOL/A 
 
- bei freiberuflichen Dienstleistungen, die eine Aufgabe zum Gegenstand haben, deren Lö-

sung vorab eindeutig und erschöpfend beschrieben werden kann, nach § 3 a des Abschnittes 
2 der VOL/A 

 
- bei freiberuflichen Dienstleistungen, die eine Aufgabe zum Gegenstand haben, deren Lö-

sung vorab nicht eindeutig und erschöpfend beschrieben werden kann, nach § 2 Abs. 1-4 der 
VOF. 

 
 

§ 2 b 
Vergabeart 

(Vergabeverfahren) 
 
 

Als Vergabemöglichkeiten bestehen: 
 
1. Bei Bauleistungen nach der VOB 
 

a) im innerstaatlichen Bereich unterhalb des EU-Schwellenwertes 
 

- Öffentliche Ausschreibung  (§ 3 Nr.1 Abs. 1 u.Nr.2 VOB/A) 



 
Seite - 3 - 

 
- Beschränkte Ausschreibung 
 

 nach öffentlichen Teilnahmewettbewerb   (§ 3 Nr. 3 Abs. 2 VOB/A) 
 ohne öffentlichen Teilnahmewettbewerb   (§ 3 Nr. 3 Abs. 1 VOB/A) 

 
- Freihändige Vergabe   (§ 3 Nr. 1 Abs.3 u.Nr. 4 VOB/A) 

 
 

b) ab Erreichung des EU-Schwellenwertes 
 

- Offenes Verfahren,  das der öffentlichen Ausschreibung entspricht 
  (§ 3 a Nr. 2 VOB/A) 
 
- Nichtoffenes Verfahren, das der beschränkten Ausschreibung mit öffentlichem 

Teilnahmewettbewerb entspricht 
  (§ 3 a Nr. 3 VOB/A) 
 

- Wettbewerblicher Dialog, als Verfahren zur Vergabe besonders komplexer Aufträge 
im Verhandlungsweg 

   (3 a Nr. 4 VOB/A) 
 

- Verhandlungsverfahren, das an die Stelle der freihändigen Vergabe tritt 
 

 nach öffentlicher Vergabebekanntmachung   (§ 3 a Nr. 5 VOB/A) 
 ohne öffentliche Vergabebekanntmachung   (§ 3 a Nr. 6 VOB/A) 

 
 Auf die Vergabe von Baukonzessionen, bei denen die Gegenleistung für die Bauarbeiten statt in 

einer Vergütung in dem Recht auf Nutzung der baulichen Anlage besteht, finden die Bestimmungen 
der §§ 1 bis 31 des Abschnitts 1 der VOB/A entsprechend Anwendung. 

 
 
2. Bei Liefer- und Dienstleistungen nach der VOL 
 
 a) im innerstaatlichen Bereich unterhalb des EU-Schwellenwertes 
 

- Öffentliche Ausschreibung (§ 3 Nr. 1 Abs. 1 u. Nr. 2 VOL/A) 
 
 

- Beschränkte Ausschreibung 
 nach öffentlichem Teilnahmewettbewerb 

   (§ 3 Nr.1 Abs.2u.4 sowie Nr.3 VOL/A) 
 ohne öffentlichen Teilnahmewettbewerb 

    (§ 3 Nr. 1 Abs. 2 u. Nr. 3 VOL/A) 
 

- Freihändige Vergabe 
 nach öffentlichem Teilnahmewettbewerb 

  (§ 3 Nr.1Abs.3u.4 sowie Nr. 4 VOL/A) 
 ohne öffentlichen Teilnahmewettbewerb 

  (§ 3 Nr. 1 Abs 3 u. Nr. 4 VOL/A) 
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 b) ab Erreichung des EU-Schwellenwertes 
 

- Offenes Verfahren, das der öffentlichen Ausschreibung entspricht 
  (§ 3 a Nr. 1 Abs. 1 VOL/A) 
 

- Nichtoffenes Verfahren, das der Beschränkten Ausschreibung mit öffentlichem 
Teilnahmewettbewerb entspricht 

 (§ 3 a Nr. 1 Abs. 1 u. 2 VOL/A) 
 

- Verhandlungsverfahren 
 nach öffentlicher Vergabebekanntmachung 

 (§ 3 a Nr. 1 Abs. 1 u. 5 VOL/A) 
 ohne öffentliche Vergabebekanntmachung 

 (§ 3 a Nr. 1 Abs. 1 u. Nr. 2 VOL/A) 
 

- Wettbewerblicher Dialog als besonderes Verhandlungsverfahren unter den in § 6 a der 
Verordnung über die Vergabe öffentlicher Aufträge (Vergabeverordnung – VgV-) genannten 
Voraussetzungen 

 
 Dem Abschluss einer Rahmenvereinbarung nach § 3 a Nr. 4 VOL/A hat bis zur Zuschlagserteilung 

der Einzelaufträge eines der vorstehenden EU-Vergabeverfahren vorauszugehen. 
 
 
3. Bei freiberuflichen Dienstleistungen nach der VOF 

 
a) im innerstaatlichen Bereich unterhalb des EU-Schwellenwertes 
 
     Anwendung der VOF nicht vorgesehen   
 
  
 
b) ab Erreichung des EU-Schwellenwertes 

 
  Verhandlungsverfahren 
 

 mit vorheriger Vergabebekanntmachung (§ 5 Abs. 1 VOF) 
 ohne vorherige Vergabebekanntmachung (§ 5 Abs. 2 VOF) 

 
 

§ 3 
Wertgrenzenbestimmungen 

 
 

(1)   Die Schwellenwerte der Ausschreibungs- und Vergabeordnung werden bis zum 24.11.2010   
außer Kraft gesetzt. Bis dahin gelten die Wertgrenzen der Schleswig-Holsteinischen 
Vergabeordnung (SHVgVO). 

 
(2) Für Bauleistungen nach der VOB gelten unter Berücksichtigung von § 4 Abs. 2 und 3 

SHVgVO folgende Wertgrenzen: 
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   bei einer Auftragssumme ohne Umsatzsteuer 
 
 a) Freihändige Vergabe 
   - ohne Preisumfrage bis 999,99 € 
 
   - nach Preisumfrage ab 1.000,-- € bis 29.999,99 € 
 
 b) Beschränkte Ausschreibung  
 
   bei allen Gewerken  
 
   - ohne vorherigen öffentlichen Teilnahmewettbewerb ab 30.000,-- € bis 99.999,99 € 
 
   - mit vorherigem öffentlichen Teilnahmewettbewerb ab 30.000,-- € bis 199.999,99 € 
 
 
 c) Öffentliche Ausschreibung  
 
   bei allen Gewerken 
 
   - ohne vorherigen öffentlichen Teilnehmerwettbewerb ab 100.000,-- € bis 5.149.999,99 € 
 
   - mit vorherigem öffentlichen Teilnehmerwettbewerb  ab 200.000,-- € bis 5.149.999.99 € 

   
 
 d) EU-weite Ausschreibung 
   bei Erreichung bzw. Überschreitung 
   des Schwellenwertes gemäß § 2 Nr. 4 VgV und 
   Art. 2 der EU-Verordnung Nr. 1422/2007 ab 5.150.000,-- € 
 
   Für Lose von Bauaufträgen gelten die 
   besonderen EU-Schwellenwerte nach 
   § 2 Nr. 7 VgV. 
 
 
(3) Für Liefer- und Dienstleistungen nach der VOL gelten entsprechend § 2 Abs. 2 und 3 

SHVgVO folgende Wertgrenzen: 
 
     bei einer Auftragssumme ohne Umsatzsteuer 
 
 a) Freihändige Vergabe 
   - ohne Preisumfrage bis 999,99 € 
 
   - nach Preisumfrage ab 1.000,-- € bis 24.999,99 € 
 
 
 b) Beschränkte Ausschreibung ab 25.000,-- € bis 49.999,99 € 
 
 
 c) Öffentliche Ausschreibung ab 50.000,-- € bis 205.999,99 € 
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 d) EU-weite Ausschreibung  
   bei Erreichung bzw. Überschreitung des 
   Schwellenwertes gemäß § 2 Nr. 3 VgV und 
   Art. 2 der EU-Verordnung Nr. 1422/2007 ab 206.000,-- € 
 
   Für Lose von Dienstleistungsaufträgen 
   gelten die besonderen EU-Schwellen- 
   werte nach § 2 Nr. 8 VgV. 
 
(4) Für freiberufliche Leistungen nach der VOF gelten entsprechend § 3 Abs. 1 und 4 SHVgVO 

folgende Wertgrenzen: 
 
     bei einer Auftragssumme ohne Umsatzsteuer 
 
 mit vorheriger EU-Vergabebekanntmachung  
 bei Erreichung des Schwellenwertes gemäß § 2 Nr. 3 VgV und 
 Art. 2 der EU-Verordnung Nr. 1422/2007   ab 206.000,-- € 
 
   Für Lose von Dienstleistungsaufträgen gelten die besonderen 
   Schwellenwerte nach § 2 Nr. 8 VgV. 
 
(5) Für die Wertgrenzen sind die geschätzten Auftragssummen ohne Umsatzsteuer maßgebend. 
 
 
(6) Preisumfragen gem. Abs. 1 a), Abs. 2 a) und Abs. 3 a) sind grundsätzlich schriftlich durchzufüh-

ren. In begründeten Ausnahmefällen kann eine Preisumfrage auch mündlich erfolgen; Begrün-
dung und Angebote sind aktenkundig zu machen. 

 
 
(7) Laufende Lieferungen und Leistungen nach VOL (z. B. Verbrauchsmaterialien) sind möglichst 

in zweckmäßigen Zeitabschnitten gesammelt auszuschreiben. Für diese wiederkehrenden Leis-
tungen ist der Gesamtbetrag als maßgebliche Summe anzusetzen. 

 
 Dienstleistungsaufträge mit mehrjähriger Laufzeit (z. B. Versicherungs-, Wartungs-, 

Gebäudereinigungs-, Leasing-, Mietkauf- oder ähnliche Verträge) sind in der Regel spätestens 
alle fünf Jahre neu auszuschreiben. 

 
 
(8) Für die zur Wahl der Vergabeart erforderliche Bestimmung des Auftragswertes ist bei Leistun-

gen mit mehrjähriger Laufzeit vom Vertragswert bzw. - wo sich dieser nicht unmittelbar aus 
dem Vertrag ergibt - vom geschätzten Vertragswert über die Gesamtlaufzeit auszugehen. 

 
 Bei unbefristeten Verträgen oder bei nicht absehbarer Vertragsdauer folgt der Vertragswert aus 

der monatlichen Zahlung multipliziert mit 48. Ein Vertrag gilt auch dann als unbefristet, wenn zwar 
eine Laufzeit vorgesehen ist, der Vertrag sich aber ohne Kündigung automatisch verlängert. 

 
 
(9) Bei Wahlmöglichkeit zwischen Kauf und anderen Vertragsarten ist zuvor eine Wirtschaftlich-

keitsprüfung vorzunehmen und das Ergebnis aktenkundig zu machen. Ein Mangel an Haus-
haltsmitteln für Erwerb durch Kauf reicht als Begründung für das Eingehen von Dauerschuldver-
hältnissen nicht aus. 
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(10) Reparaturarbeiten geringeren Umfangs, die sich von vornherein nicht eindeutig bestimmen 

lassen und überwiegend Lohnkosten verursachen, können nach vorangegangener Stundenlohn-
umfrage freihändig im Stundenlohn vergeben werden. 

 
 
(10) Es ist nicht zulässig, Aufträge in der Absicht aufzuteilen, sie der Anwendung der vorste-

henden Bestimmungen zu entziehen. 
 
 
(11) Bei Beschränkter Ausschreibung und Freihändiger Vergabe soll unter den in Betracht kom-

menden Bewerbern/Bewerberinnen möglichst gewechselt werden. Bei der Auswahl ist 
darauf zu achten, dass auch leistungsfähige Unternehmen, die ihren Sitz innerhalb des  Amtsge-
bietes Moorrege haben, regelmäßig mit aufgefordert werden. 

 
 Darüber hinaus sind - soweit es die technischen und wirtschaftlichen Voraussetzungen zulassen - 

auch kleine und mittlere Unternehmen in angemessenem Umfang zur Angebotsabgabe aufzufor-
dern. 

 
 Mittelständische Interessen sind vornehmlich durch Teilung der Aufträge in Fach- und Teillose 

angemessen zu berücksichtigen. 
 
 
(12) Über die Vergabe ist ein Vermerk zu fertigen, der die maßgeblichen Feststellungen und Be-

gründungen für die Vergabeentscheidung enthält (§ 30 VOB/VOL - Teil A sowie § 18 VOF in Ver-
bindung mit § 14 Abs. 3 Nr. 2 MFG). 

 
 
(13) In allen förmlichen Ausschreibungsverfahren sowie bei Freihändigen Vergaben ab 10.000,--€  

sind bei Bauleistungen die Formblätter aus dem Vergabehandbuch des Bundes (VHB) und bei 
Lieferungen und Leistungen die Formblätter aus dem VOL-Vergabehandbuch des Kreises zu 
verwenden. 

 
 

§ 4 
Abweichung von den Wertgrenzen 

 
 

(1) Von den Wertgrenzen der Ausschreibungs- und Vergabeordnung und der sich danach richten-
den Vergabeart darf nur im Rahmen der in den jeweiligen Verdingungsordnungen genannten 
sachlichen Ausnahmefälle abgewichen werden. Die Gründe für die Abweichung sind in einem 
gesonderten Vermerk konkret darzustellen. 

 
 
(2) Die Begründung einer Abweichung von der vorgegebenen Vergabeart mit dem Vorliegen einer 

besonderen oder zwingenden Dringlichkeit der Auftragsvergabe setzt voraus, dass diese Dring-
lichkeit auf Ereignissen beruht, die der Auftraggeber nicht selbst verursacht hat und die er nicht 
voraussehen konnte. 
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(3) Die Entscheidung über Abweichungen treffen die für die Auftragsvergabe nach § 12 Zuständi-
gen vor Einleitung des förmlichen Vergabeverfahrens bzw. bei freihändiger Vergabe vor Auf-
tragserteilung.  

 
 

§ 5 
Vergabebekanntmachungen 

 
(1) Im innerstaatlichen Bereich – unterhalb der EU-Schwellenwerte – sind öffentliche Ausschreibun-

gen und öffentliche Teilnahmewettbewerbe für Bauleistungen nach der VOB, Liefer- und Dienst-
leistungen so bekannt zu machen, dass ein möglichst großer Bewerberkreis Zugang hat (z. B. 
durch Tageszeitungen, Fachzeitschriften, bundesweite Vergabeplattformen von 
Ausschreibungsdienstleistern und/oder Internetportale). 

 
(2) Bei der Veröffentlichung von Bekanntmachungen in Tageszeitungen reicht eine Kurzfassung des 

Ausschreibungstextes mit Hinweis auf die parallele Veröffentlichung des vollständigen Bekannt-
machungstextes im Internet und/oder in Vergabeplattformen von Ausschreibungsdienstleistern . 

 
 
(3) Bei EU-weiten Ausschreibungen sind die als Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1564/2005 

abgedruckten Standardformulare zu verwenden: 
  
 
 Dazu gehören: 
 

- für die Veröffentlichung von Vorinformationen 
 zu Beginn des Haushaltsjahres  Anhang  I 
 
- für die Bekanntmachung des Ausschreibungstextes Anhang  II 
 
- für die Bekanntmachung über vergebene Aufträge  Anhang  III 
 
EU-Bekanntmachungen sind auf elektronischem oder auf anderem Weg unverzüglich dem Amt 
für amtliche Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften, 2. rue Mercier, L-2985 Lu-
xemburg, zu übermitteln. In Fällen besonderer Dringlichkeit muss die Bekanntmachung mittels 
Telefax  oder auf elektronischem Weg übermittelt werden. 
 
Der Tag der Absendung ist nach § 17 a Nr. 1 (2) VOL/A zu dokumentieren. Das Muster und die 
Modalitäten für die elektronische Übermittlung der Bekanntmachungen sind unter der Internet-
adresse „http://simap.eu.int“ abrufbar. 

 
 

§ 6 
Erklärungen und Nachweise vor Auftragsvergabe 

 
 
(1) Zum Wettbewerb werden nur Unternehmen mit der erforderlichen Fachkunde, Leistungsfä-

higkeit und Zuverlässigkeit zugelassen. Die zuständige Mitarbeiterin/der zuständige Mitarbeiter 
entscheidet jeweils im pflichtgemäßen Ermessen nach den Erfordernissen des Einzelfalles da-
rüber, welche Nachweise die Bewerberin/der Bewerber im Rahmen von § 8 VOB/A bzw. § 7 
VOL/A zu erbringen hat. 

http://simap.eu.int/�
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Die Vorlage von Nachweisen ist möglichst in die Wertungsphase der Angebote zu verschieben 
und auf die Bieter zu beschränken, deren Angebote in die engere Wahl gekommen sind. Die 
Einholung der Nachweise hat unter einer Fristsetzung von sieben Kalendertagen mit Hinweis auf 
§ 24 Nr. 1 (2) VOL/A bzw. § 24 Nr. 2 VOB/A zu erfolgen. 

 
 Im Falle eines Vergabeverfahrens mit vorgeschaltetem Teilnahmewettbewerb sind die 

geforderten Nachweise vom Bewerber bereits mit der Bewerbung vorzulegen.  
 
 Bei der Vergabe von Bauleistungen nach der VOB/A und von Liefer- und Dienstleistungen nach 

der VOL/A ist generell eine Eigenerklärung der Bewerber bzw. Bieter entsprechend § 6 Absatz 
3 c) der Ausschreibungs- und Vergabeordnung darüber einzuholen, dass die Voraussetzungen 
für einen Ausschluss vom Vergabeverfahren nach § 21 (1) Satz 1 oder 2 des Schwarzar-
beiterbekämpfungsgesetzes oder nach § 6 Satz 1 oder 2 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes 
nicht vorliegen. 

 
 Bei Ausschreibungsverfahren mit vorgeschaltetem Teilnahmewettbewerb ist die Eigenerklärung 

der Bewerber bereits mit dem Teilnahmeantrag zu fordern. 
 
 Bei Vergaben von Bauaufträgen mit einem Auftragsvolumen ab 30.000,-- € ist der Auftraggeber 

zusätzlich verpflichtet, für den Bieter, der den Zuschlag erhalten soll, einen Gewerbezentralre-
gisterauszug nach § 150 a der Gewerbeordnung beim Bundesamt für Justiz in Bonn anzufordern. 

 
 Dies gilt nach dem Arbeitnehmerentsendegesetz auch für Montageleistungen auf Baustellen, für 

Gebäudereinigungsleistungen und Briefdienstleistungen nach der VOL/A. 
 

(2) Die Eignung des Unternehmens wird bei Öffentlicher Ausschreibung und Offenem Verfahren im 
Rahmen der Angebotswertung nach § 25 und 25 a VOL/A bzw. VOB/A  geprüft, während bei Be-
schränkter Ausschreibung, Freihändiger Vergabe und Nichtoffenem Verfahren diese bereits vor 
Aufforderung zur Angebotsabgabe zu prüfen ist. 
 
Bei Baumaßnahmen nach der VOB entfällt die spezielle Eignungsprüfung, wenn das Unterneh-
men gemäß § 8 Nr. 3 (2) VOB/A seine auftragsunabhängige Eignung durch die vom Auftraggeber 
direkt abrufbare Eintragung in die allgemein zugängliche Liste des Vereins für die Präqualifikation 
von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsverzeichnis) nachweist. Näheres über das Verfahren 
ist den „Hinweisen für Kommunale Auftraggeber zur Präqualifikation für Bauunternehmen“ des 
Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Stadtentwicklung zu entnehmen. 

 
(3) Aufträge im Wert von über 10.000,-- Euro sind nur an solche Unternehmen zu vergeben, die 

schriftliche Erklärungen des Inhaltes abgeben, dass sie 
 

a) ihren gesetzlichen Pflichten zur Zahlung der Steuern und Sozialabgaben nachgekommen 
sind und die gewerberechtlichen Voraussetzungen für die Ausführung der angebotenen Leis-
tung erfüllen, 

 
b) keine illegalen Beschäftigten einsetzen und 

 
c) in den letzten zwei Jahren nicht 

- gem. § 21 Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeiterbekämpfungsgesetz oder 
- gem. § 6 Satz 1 oder 2 Arbeitnehmer-Entsendegesetz 
-  
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mit einer Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 
Tagessätzen oder einer Geldbuße von mehr als 2.500,-- € belegt worden sind. 
 

(4) Bei allen Ausschreibungen ist von den Bietern eine Erklärung darüber zu verlangen, dass das 
Unternehmen für die angebotenen Lieferungen und Leistungen keine Kartellabrede, Preisbin-
dungen, ähnliche Vereinbarungen oder vorbereitende Handlungen in diese Richtung getroffen 
hat oder treffen wird. Bereits bei der Ausschreibung von Aufträgen ist darauf hinzuweisen, dass 
der Zuschlag nur Bietern erteilt wird, die die vorstehenden Voraussetzungen erfüllen. 

 
(5) Alle Erklärungspflichten gelten bei beabsichtigter Beauftragung von Nachunternehmen 

(Subunternehmen) auch für diese. Auftragnehmer sind für den Fall der Weitergabe von Leistun-
gen an Nachunternehmer vertraglich zu verpflichten, 

 
- bevorzugt Unternehmen der mittelständischen Wirtschaft zu beteiligen, soweit es mit der ver-

tragsgemäßen Ausführung des Auftrages zu vereinbaren ist 
 

- Nachunternehmen davon in Kenntnis zu setzen, dass es sich um einen öffentlichen Auftrag 
handelt 

 
- bei der Vergabe von Bauleistungen an Nachunternehmen die allgemeinen Vertragsbedingun-

gen für die Ausführung von Bauleistungen (VOB/B) und bei der Weitergabe von Liefer- und 
Dienstleistungen die allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen 
(VOL/B) zum Vertragsbestandteil zu machen 

  
- den Nachunternehmen insbesondere hinsichtlich der Zahlungsweise keine ungünstigere 

Bedingungen aufzuerlegen als zwischen Auftragnehmer und der Gemeinde vereinbart. 
 
(6) Für den Fall der Abgabe einer unrichtigen Erklärung nach Abs. 2 und 3 hat die Gemeinde sich 

vorzubehalten, vom Vertrag zurückzutreten. 
 
 Ferner sind Unternehmen, die derartige unrichtige Erklärungen abgeben oder mangelhafte Lie-

ferungen und Leistungen (einschließlich Bauleistungen) erbracht haben, in der Regel für zwei 
Jahre von Lieferungen und Leistungen für die Gemeinde auszuschließen. 

 
 Für den Fall einer nachweislich aus Anlass der Vergabe getroffenen Abrede, die eine un-

zulässige Wettbewerbsbeschränkung darstellt, ist - wenn kein Schaden in anderer Höhe nach-
gewiesen wird - die Zahlung von 5 v. H. der Abrechnungssumme auszubedingen, auch für die 
Fälle, in denen der Vertrag gekündigt wird oder bereits erfüllt wurde. 
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§ 7 

Leistungsbeschreibung/Verdingungsunterlagen 
 
(1) Die Leistungsbeschreibung als wesentliche Grundlage der Verdingungsunterlagen muss 

eindeutig und so erschöpfend sein, dass sie von allen Bewerbern im gleichen Sinne verstan-
den wird, die Angebote miteinander vergleichbar sind und eine einwandfreie Preisermittlung er-
möglicht wird. 

 
 
(2) Wahl- und Bedarfspositionen sind auf den jeweils unabweisbaren Mindestumfang zu be-

schränken, da sie sonst zu Manipulationszwecken missbraucht werden können. Zur Sicherstel-
lung einer ordnungsgemäßen Kalkulation sind hinreichend genaue Angaben zur Ausführung zu 
machen und realistische Mengenansätze auszuschreiben. 

 
 
(3) In den Verträgen der Gemeinde und ihrer Einrichtungen mit den Auftragnehmern sind grund-

sätzlich die Allgemeinen Vertragsbedingungen des Teiles B der VOL für die Ausführung von 
Leistungen bzw. des Teiles B der VOB für die Ausführung von Bauleistungen als verbindliche 
Vertragsinhalte zu vereinbaren. Darauf ist bereits in den Verdingungsunterlagen hinzuweisen. 

 
 Darüber hinaus sind bei fachspezifischen Anforderungen auch Besondere und Zusätzliche 

Vertragsbedingungen (z. B. Technische Vertragsbedingungen, Ergänzende  Vertragsbedingun-
gen für die Beschaffung von IT-Leistungen (EVB-IT) zu berücksichtigen.  

 
 Die Besonderen Vertragsbedingungen für die Beschaffung und den Betrieb von DV-Anlagen und 

-Programmen (BVB) gelten fort, soweit sie nicht durch die einzelnen EVB-IT-Vertragstypen ab-
gelöst worden sind. 

 
 
(4) Absatz 3 gilt auch für Freihändige Auftragsvergaben, wobei die Vereinbarung Besonderer und 

Zusätzlicher Vertragsbedingungen bei Auftragssummen unter 5.000,-- € netto entfallen kann. 
 
 
(5) Bei der Ausschreibung von Bauleistungen sind den Verdingungsunterlagen die Formblätter "EFB-

Preis" aus dem Vergabehandbuch des Bundes beizufügen, wenn die Angebotssumme 
50.000,-- € übersteigt. 

 
 Die Formblätter EFB Preis 1 a oder 1 b (je nach Kalkulationsmethode des Bieters) sind in der 

Wertungsphase ausgefüllt vom Bieter zurückzufordern. 
 
 Das Formblatt EFB 2 ist von der auszuschreibenden Stelle vor Ausschreibungsbeginn um die 

ausgewählten kostenbestimmenden Positionen zu ergänzen, deren Aufgliederung während der 
Wertungsphase gefordert wird. 

 
 Unterhalb dieser Wertgrenze sind die bezeichneten Formblätter auch dann ausfüllen zu lassen, 

wenn die Angebotssummen der in die engere Wahl kommenden Bieter um 10 v. H. oder 
mehr voneinander abweichen. 
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 In diesen Fällen sind die in den Formblättern geforderten Angaben zur Preiskalkulation 

nachträglich einzuholen, um die Auskömmlichkeit der angebotenen Einheitspreise in den 
Wertungsphasen prüfen zu können. 

 
(6) Im Falle der Zulassung von Nebenangeboten sind bei EU-weiten Vergabeverfahren in den 

Verdingungsunterlagen die entsprechenden Mindestanforderungen anzugeben. Es dürfen nur 
Nebenangebote berücksichtigt werden, die die verlangten Mindestanforderungen erfüllen. 

 
 Für Nebenangebote gelten in der Regel die gleichen Wertungskriterien wie für Hauptangebote. 

Soweit Nebenangebote oder Angebote mit Lohngleitklausel zugelassen sind, werden für diese 
gesonderte Wertungssummen ermittelt. 

 
 

§ 8 
Korruptionsprävention 

 
 Im förmlichen Vergabeverfahren von Bauleistungen sind zur Sicherung der Transparenz und 

Korruptionsprävention Kontrollmechanismen vorzusehen, um insbesondere nachträgliche Ange-
botsmanipulationen zu verhindern. 

 
 Zu diesem Zweck ist  bei Auftragsvergaben nach der VOB/A im förmlichen Vergabeverfahren 

durch dezentrale organisatorische Maßnahmen eine unabhängige rechnerische Prüfung der 
Angebote sicherzustellen. 

 
 Dabei ist zu gewährleisten, dass sowohl der Eröffnungstermin als auch die rechnerische Prüfung 

der Angebote von eigenem Personal durchgeführt wird, das ansonsten mit Ausschreibungsver-
fahren und Durchführungen von Baumaßnahmen nicht befasst ist (Nr. 1 a des Runderlasses des 
Innenministeriums vom 20.09.2004 – IV 665-517.21-). 

 
 Die rechnerische Prüfung gemäß § 23 Nr. 2 VOB/A ist mit allen Besonderheiten im Submissions-

protokoll zu vermerken und wird Bestandteil des Vergabevermerkes. 
 
 Ausgenommen von den organisatorischen Anforderungen zur personellen Trennung der Aufga-

ben ist die anschließende technische und wirtschaftliche Prüfung der Angebote. 
 
 

§ 9 
Zusätzliche Aufforderung zur Angebotsabgabe 

 
Wenn bei Öffentlichen Ausschreibungen und Offenen Verfahren vor dem Eröffnungstermin erkennbar 
werden sollte, dass die Zahl der Angebote für eine ausreichende Auswahl zu gering sein wird, soll die 
ausschreibende Stelle während der Angebotsfrist zusätzlich leistungsfähige Unternehmen zur Betei-
ligung auffordern. 
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§ 10 

Behandlung der Angebote und Angebotsöffnung 
 

(1) Bei jeder Ausschreibung sind in den Angebotsunterlagen Ort und Zeit für die Abgabe der An-
gebote sowie eine Zuschlags-(Binde-)frist vorzusehen. Die Angebote sind von den Bietern als 
solche zu kennzeichnen. 

 
(2) Die eingehenden Angebote sind in förmlichen Vergabeverfahren auf dem geschlossenen Um-

schlag mit einem Eingangsstempel zu versehen und unverzüglich und ungeöffnet einer entspre-
chend vorzusehenden und an der Vergabe unbeteiligten Stelle zuzuleiten, die die Angebote mit 
einer laufenden Nummer versieht und ungeöffnet unter Verschluss aufzubewahren hat. 

 
 Unmittelbar vor dem Eröffnungstermin sind die Angebote einem(r) mit der Angebotsöffnung 

Beauftragten, jedoch mit der Vergabe nicht Befassten (Verhandlungsleiter oder Schriftführer) 
auszuhändigen. 

 
 Sofort nach Eröffnung sind die Angebote in allen wesentlichen Teilen mit einem Stanzgerät, 

das im Übrigen unter Verschluss zu halten ist, zu kennzeichnen, um nachträgliche Änderungen 
und Ergänzungen zu verhindern. Alternativ können die Angebote auch mit Hilfe der EDV verar-
beitet (z.B. gescannt) und die Dateien mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem 
Signaturgesetz (SigG) versehen werden. Hierdurch wird sichergestellt, dass nachträgliche Än-
derungen seitens der verwendeten Software verhindert oder protokolliert werden. 

 
 Die Öffnung und das Ergebnis der Angebote sind in einer Verhandlungsniederschrift festzu-

halten. 
 
 Im VOB-Bereich können anwesende Bieter oder deren Bevollmächtigte die Niederschrift 

mitunterzeichnen. 
 
 Die Öffnung von Angeboten nach VOL ist nicht öffentlich. 
 
 
 

§ 11 
Informationspflicht 

 
(1) In Vergabeverfahren ab den EU-Schwellenwerten nach der VOB/A (2. Abschnitt), der VOL/A (2. 

Abschnitt) und der VOF sind die Bieter deren Angebote nicht berücksichtigt werden, spätestens 
14 Kalendertage vor Zuschlagserteilung vorab über den Namen des Bieters, auf dessen An-
gebot der Zuschlag erteilt werden soll und über die Gründe der Nichtberücksichtigung in Textform 
zu informieren. 

 
 Ein Auftrag darf vor Ablauf der Frist oder ohne dass eine entsprechende Bieterinformation erfolgt 

und die Frist abgelaufen ist, nicht erteilt werden. Für die Einhaltung der Mitteilungsfrist ist der 
Zeitpunkt der Absendung der Mitteilung beim Auftraggeber maßgebend. 

 
 Der Tag der Absendung ist im Vergabevermerk festzuhalten. 
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(2) Bei der Vergabe von Bauleistungen nach Öffentlicher oder Beschränkter Ausschreibung unter-

halb des EU-Schwellenwertes mit einem Auftragswert ab 30.000,-- € netto ist Absatz 1 ent-
sprechend anzuwenden (§ 14 Abs. 6 MFG). 

 
 

§ 12 
Entscheidung über Auftragsvergaben 

 
 
(1) Unter der Voraussetzung gemeindlicher Maßnahmeentscheidungen mit Bereitstellung von 

Haushaltsmitteln führt die Amtsverwaltung das nach den Wertgrenzen des § 3 dieser 
Ausschreibungs- und Vergabeordnung gebotene Vergabeverfahren für die amtsangehörige 
Gemeinde unter Verwendung des Briefkopfes des Amtes durch. 

 
 Die schriftliche Zuschlagserteilung im förmlichen Vergabeverfahren obliegt dem Amt als 

zuständige Vergabestelle der amtsangehörigen Gemeinde ( § 3 Abs. 1 AO). Grundlage für die 
Zuschlagserteilung bildet der erforderliche Vergabevermerk gemäß § 30 VOB/A, VOL/A und § 18 
VOF. 

 
 Solange es sich dabei nicht um förmliche Verpflichtungserklärungen (§ 13 Absatz 4 der 

Ausschreibungs- und Vergabeordnung) handelt, erfolgt die Zuschlagserteilung unter dem 
Briefkopf des Amtes im Namen und für Rechnung der Gemeinde.  

 
 Unabhängig vom Wert des Auftrages fallen Zuschlagserteilungen, die das Amt als Vergabestelle 

der Gemeinde in förmlichen Vergabeverfahren auf das preisgünstigste und zugleich 
wirtschaftlichste Angebot vornimmt, als Geschäft der laufenden Verwaltung in die Zuständigkeit 
der leitenden Verwaltungsbeamtin / des leitenden Verwaltungsbeamten bzw. bei Delegation in 
die der entsprechend Bevollmächtigten. 

 
 
(2) Vor Zuschlagserteilung durch die Vergabestelle der Amtsverwaltung ist in folgenden Fällen die 

Entscheidung der Gemeinde einzuholen, wenn 
 

● der Zuschlag abweichend vom preisgünstigsten Angebot unter Berücksichtigung weiterer 
Kriterien auf das insgesamt wirtschaftlichste Angebot erteilt werden soll. 

 
● die zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel nach dem Ausschreibungsergebnis nicht 

ausreichend sind 
 

● Zweifel an der Wirtschaftlichkeit des Ausschreibungsergebnisses bestehen, die zu einer 
Aufhebung der Ausschreibung führen können 

 
• andere besondere Gründe einen Beschluss der Selbstverwaltung über die Zuschlagserteilung 

erfordern 
 
 Sofern die Zuschlagserteilung ohne Mitwirkung der Gemeinde erfolgt, hat das Amt diese über die 

vorgenommene Zuschlagserteilung in schriftlicher Form zu unterrichten. 
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(3) Über die Vergabe von Aufträgen außerhalb förmlicher Vergabeverfahren entscheidet innerhalb 

der Wertgrenze des § 2 der Hauptsatzung die Bürgermeisterin, darüber hinaus die 
Gemeindevertretung. 

 
 

§ 13 
Formvorschriften 

 
 
(1) Jeder Auftrag ist grundsätzlich schriftlich zu erteilen. 
 
(2) Soweit die Art des Auftrages nicht ein besonderes Schreiben erfordert, kann der Auftrag mit Hilfe 

des Kleinauftragsformulars erteilt werden. 
 
(3) Sind aufgrund besonderer Umstände Aufträge ausnahmsweise mündlich, telefonisch oder per 

Telefax erteilt worden, sind diese unverzüglich schriftlich zu bestätigen. 
 
(4) Darüber hinaus sind gegebenenfalls die Vorschriften der Gemeindeordnung über 

Interessenwiderstreit (§ 29 Abs. 2) und die Formvorschriften für Verpflichtungserklärungen (§ 
51 Abs. 2 GO) in Verbindung mit den entsprechenden Bestimmungen der Hauptsatzung der 
Gemeinde zu beachten. 

 
 

§ 12 
 

Inkrafttreten 
 

Diese Ausschreibungs- und Vergabeordnung tritt am Tag nach der Beschlussfassung in Kraft. 
 
Gleichzeitig tritt die Ausschreibungs- und Vergabeordnung in der Fassung vom 03.02.2006 außer Kraft. 
 
 
 
Groß Nordende, den 
 
    (S) 
 
(Ehmke) 
Bürgermeisterin 





 
Gemeinde Groß Nordende 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 112/2009/GrN/MB
 
 
Fachteam: Ordnung und Technik Datum: 24.02.2009
Bearbeiter: Alexandra Kaland AZ: 7 / 701.000

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Bauausschuss der Gemeinde Groß Nordende 29.04.2009 öffentlich 
Finanzausschuss der Gemeinde Groß Nordende 11.05.2009 öffentlich 
Gemeindevertretung Groß Nordende 19.05.2009 öffentlich 

 
Umsetzung der Selbstüberwachungsverordnung (SüVO) für Schmutz- und 
Regenwasserkanalisation 
 
 
Sachverhalt: 
 
Die Gemeinden sind im Rahmen der Selbstverwaltung nach § 31 Abs. 1 Satz 1 
Landeswassergesetz (LWG) zur Abwasserbeseitigung verpflichtet.  
Der Abwasserbeseitigungspflichtige (Gemeinde) muss unter Bezugnahme auf & 18 Abs. 1 
Satz 3 Wasserhaushaltungsgesetz (WHG) das anfallende Abwasser zusammenführen 
(sammeln), es mittels eines Kanalnetzes transportieren (fortleiten) und mit geeigneten 
technischen oder naturnahen Verfahren die Schädlichkeit des Abwassers vermindern oder 
beseitigen. 
In den Fällen der Abwasserwasserbeseitigung der amtsangehörigen Gemeinden wird das 
Schmutzwasser in das Sammlernetz des Abwasserzweckverbandes eingeleitet. 
Das anfallende Niederschlagswasser wird i.d.R. in Sammlerkanälen abgeleitet und vielfach in 
naturnahen Regenwasserbehandlungsanlagen (z.B. Retensionsbecken) und 
Versickerungsanlagen den Gräben oder einem Gewässer zugeführt.   
Das WHG vom 19.08.2002, zuletzt geändert am 10.05.2007, (§ 7a, § 18b, § 36b) in 
Verbindung mit dem LWG vom 11.02.2008 (§ 34, § 85a) zwingt den Abwasserbe-
seitigungspflichtigen (Gemeinde) die Abwasserkanäle, aber auch die Behandlungsanlagen, so 
zu betreiben, dass die „Anerkannten Regeln der Technik“ eingehalten werden und dadurch 
eine Gefährdung für die Umwelt, hier vornehmlich das Grundwasser, nicht eintritt. In § 85a 
LWG ist die Überwachung geregelt.  
Diese gesetzlichen Festsetzungen gelten bereits seit vielen Jahren. 
 
Nun liegt zur Umsetzung dieser Vorgaben seit dem 23.07.2007 die Selbstüberwachungs-
Verordnung (SüVO) vor. In dieser SüVO sind die Vorgehensweise, der Umfang und die 
Überwachungsfristen geregelt. 
 
Die Prüfung von Schmutz- und Mischwasserkanälen ist spätestens bis zum 23.02.2012 
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durchzuführen.  
Abwasseranlagen, welche in Wasserschutzgebieten (WSG Uetersen, WSG Haseldorfer 
Marsch) liegen, müssen bis Ende 2009 die Dichtigkeit der Abwasseranlagen nachgewiesen 
haben.  
Bis zu diesem Zeitpunkt sind alle Informationen über das öffentliche Schmutz- und 
Regenwassernetz in einem Kanalkataster in Anlehnung an das DWA-Merkblatt 145 zu 
erfassen. 
Dieses gilt auch für Sonderentwässerungsanlagen, wie z.B. Druck- oder Vakuum-Entwässe-
rungen, sowie Indirekteinleitungen.  
 
Nach der Neuerrichtung eines Kanals ist erstmals nach 5 Jahren die große TV-Inspektion 
notwendig. Nach jeweils10 Jahren ist diese TV-Inspektion zu wiederholen. Eine  TV-
Inspektion ersetzt die Dichtigkeitsprüfung der Abwassereinrichtungen auf kostengünstigem 
Wege. Ggf. erfolgt bei vorliegenden Störungen, und wenn notwendig auch zwischenzeitlich, 
eine Sichtprüfung, einschl. Dokumentierung.   
 
Von den Prüfungen ausgenommen sind derzeit die Grundstücksentwässerungskanäle.  
Auf die Prüfung der Regenwasserkanäle kann gem. Schreiben des Kreises Pinneberg 
zunächst noch verzichtet werden. 
 
Die notwendigen Maßnahmen sollen folgendermaßen ablaufen : 
 
Für die Gemeinde wird ein digitales Bestandskataster von einem Ing.-Büro erstellt. Hierzu 
muss die Lage und Ausführung der Entsorgungsleitungen einschl. der Schächte erfasst 
werden. Die Kosten hierfür liegen bei 0,30 - 0,50 € / lfdm. Kanal.  
Sofern dieses Bestandskataster vorhanden ist, entfällt natürlich die Erstellung. Diese 
vorhandenen Daten müssen dann nur in ein zeitgemäßes Datenformat überführt werden. 
 
Die Daten werden dann der ausführenden Firma für die TV-Inspektion als ISYBAU-
Datensatz oder vergleichbar zur Verfügung gestellt, so dass auf dieser Grundlage die 
Befahrung der Kanäle vorgenommen werden kann und die ermittelten Zustandsdaten 
einwandfrei den entsprechenden Haltungen und Schächten zugeordnet und wiederum in ein 
geeignetes Datenformat überführt werden können. 
 
Vom Ing.-Büro wird das Leistungsverzeichnis für die Ausschreibung der TV-Inspektion und 
Kanalreinigung gefertigt.  
Die Kosten für das Ing.-Büro werden gemäß HOAI ermittelt und betragen bei diesem Umfang 
geschätzt ca. 1,30 € / lfdm. Schmutzwasserkanal. 
Die Ing.-Leistungen für die Erfassung der Grundstücksentwässerungsleitungen (vom 
Sammelkanal bis zur Grundstücksgrenze) belaufen sich auf ca. 1,80 € / lfdm. Leitungslänge.  
 
Die Ausschreibung und Submission erfolgt dann durch die Amtsverwaltung.  
Im Zusammenwirken mit dem Ing.-Büro wird ein Vergabevorschlag erarbeitet und der 
Gemeinde zugeleitet.  
 
Anschließend erfolgt eine Beauftragung und Durchführung der TV-Inspektion mit vorheriger 
Kanalreinigung.  
Die Kosten für den Sammelkanal werden, vorsichtig geschätzt, zum heutigen Zeitpunkt ca. 
4,50 bis 5,00 € / lfdm. Schmutzwasserkanal betragen. 
Die Reinigung und Inspektion der Grundstücksentwässerungsleitungen ist wegen des 
erheblich höheren Aufwandes mit ca. 15,35 € / lfdm. Leitung erheblich aufwändiger. 



Das Ergebnis der TV-Inspektion wird dann in einem entsprechenden Datenformat vom Ing.-
Büro in das digitale Kanalkataster eingepflegt. Vorliegende Schäden werden aus dem 
Schadenkataster mit Priorisierung ausgelesen. Das Ergebnis ist eine Prioritätenliste mit der 
Aussage, wann welche Schäden kurz-, mittel- oder langfristig behoben werden müssen. 
 
Je nach Größe und Umfang der Schäden wird dann eine Ausschreibung über die 
erforderlichen Arbeiten zur Kanalsanierung durchgeführt werden. Die Beauftragung und 
Erledigung der Aufgaben erfolgt dann zeitgerecht. 
 
Die vorstehend genannten Arbeiten sind Massnahmen zur Kanalunterhaltung und fließen in 
die Gebührenberechnung ein. Eine Vor-, Teil- oder auch Gesamtfinanzierung kann über die 
AfA-Rücklage erfolgen.  
 
Es ist ratsam, dass die Gemeinden sich schon in 2009 entscheiden diese Massnahmen 
durchzuführen, da erfahrungsgemäß sich zum Ende von Fristen die Umsetzungswünsche 
häufen und dann, wegen der übermäßigen Anfragen an die ausführenden Firmen, die Preise 
steigen. 
 
Digitale Bestandsdaten sind vorhanden für die Gemeinde Holm 
       Gemeinde Moorrege 
       Gemeinde Appen 
  
Erforderlich ist die digitale Erfassung für die Gemeinde Heidgraben 
       Gemeinde Groß Nordende 
       Gemeinde Neuendeich 
 
Digitales Schadenkataster ist vorhanden für die Gemeinde Appen  (aus 2005) 
 
F:\Benutzer\Uwe.Denker\Projekte\SüVO\AktSüVOallg.doc 
  

 
Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Aus Sicht der Verwaltung muss die Gemeinde Groß Nordende, da sie mit Teilen ihres 
bewohnten Gemeindegebietes im Wasserschutzgebiet Uetersen (WSG III A) liegt, die oben 
genannten Massnahmen in 2009 durchführen lassen. Es handelt sich hier um den südlichen 
Teil der Gemeinde. 
 
Die zu erwartenden Kosten (incl. Mwst.) : 
 
  7.700 m Digitale Erfassung der Schmutzwasserkanäle,  

Druckleitung, einschl. Einmessung der Schächte    0,50 €/m     3.850 € 
 
  5.800 m Schmutzwasserkanal, verschiedene Dimensionen, 
  reinigen, TV-Untersuchung       5,00 €/m   29.000 € 
  1.800 m Grundstückentwässerung, Schmutzwasser,  

öffentlich, reinigen, TV-Untersuchung  15,35 €/m   27.630 € 
 

  7.700 m Ing.-Leistungen Sammelkanal     1,30 €/m   10.010 € 
  1.800 m Ing.-Leistungen für Grundstückentwässerung, 
  öffentlich         1,80 €/m     3.240 € 
  



 Das sind geschätzte Gesamtkosten in Höhe von 73.730 €  75.000 €.   
 
 
Finanzierung:: 
 
Die Kosten der investiven Massnahmen für das Kanalkataster (Ing.-Leistungen), rund  
17.100 €, können aus der AfA – Rücklage entnommen werden. 
 
Die Kosten für die Reinigung und TV-Untersuchung sind dagegen Unterhaltungsmassnahmen 
und fliessen in die Gebührenkalkulation ein.  
Eine Zwischenfinanzierung in Höhe von 56.630 € kann aus der AfA-Rücklage erfolgen und 
dann über 10 Jahre in die Gebührenkalkulation einfliessen. Dieses würde zu einer Steigerung 
der Abwassergebühren um ca. 0,18 €/m³ Abwassermenge führen.  
 
 
Beschlussvorschlag:: 
 
Der Bauausschuss empfiehlt / der Finanzausschuss empfiehlt / die Gemeindevertretung 
beschliesst die beschriebenen Massnahmen  im Jahr 2009 durchführen zu lassen. Die 
Finanzierung erfolgt wie von der Verwaltung beschrieben.   
 
 
___________________ 
Ehmke 
 
 
 
Anlagen:  
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Gemeinde Groß Nordende 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 113/2009/GrN/BV
 
 
Fachteam: Planen und Bauen Datum: 09.03.2009
Bearbeiter: René Goetze AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Bauausschuss der Gemeinde Groß Nordende 29.04.2009 öffentlich 
Gemeindevertretung Groß Nordende 19.05.2009 öffentlich 

 
Aufstellung einer Klarstellungs- und Ergänzungssatzung nach § 34 Abs. 4 Nr. 1 
und 3 Baugesetzbuch für den Bereich der Gemeindestraße Am 
Gemeindezentrum, westlich der Bundesstraße 431, östlich der Teiche auf dem 
Flurstück 24/18 der Flur 2, nördlich der Flurstücke 26/63, 26/64 und 26/65 der 
Flur 2, südlich des Bolzplatzes am Dorfgemeinschaftshaus 
 
Sachverhalt: 
Die Gemeindevertretung Groß Nordende hat beschlossen, dem Antrag einer Bürgerin auf 
bauliche Entwicklung einer Teilfläche an der Gemeindestraße „Am Gemeindezentrum“ zu 
entsprechen und zu Lasten der Antragstellerin eine entsprechende Satzung, die Baurechte 
schafft, aufstellen zu wollen. Die Amtsverwaltung wurde beauftragt, bis zu dieser 
Sitzungsperiode entsprechende Vorgespräche zu führen, um mögliche Bedenken und 
Probleme zu erfassen und soweit möglich bereits zu klären. 
Die Vorgespräche haben ergeben, dass die Aufstellung einer Klarstellungs- und 
Ergänzungssatzung das richtige und einfachste Planungsinstrument für diesen Sachverhalt ist. 
Durch die Satzung können zum einen einzelne Außenbereichsflächen aus 
Abrundungsgründen dem Innenbereich zugeordnet werden (Ergänzung) und zum anderen 
wird dargestellt, welche Flächen aus Sicht der Gemeinde ohnehin dem so genannten 
Innenbereich zugehörig sind (Klarstellung). 
 
Stellungnahme: 
Der Vorschlag resultiert aus den Vorgesprächen, die u.a. mit dem Fachdienstleiter des 
Fachdienstes Bauordnung beim Kreis Pinneberg geführt worden sind. Der Geltungsbereich 
ergänzt den Innenbereich zum einen durch die Flächen der Antragstellerin und stellt weiter 
klar, dass die nördlich der Straße gelegenen Flächen als Innenbereich angesehen werden. Die 
Gemeinde hält sich somit offen, auf dem gemeindeeigenen Grundstück in Zukunft eine 
bauliche Erweiterung vornehmen zu können. Wenn die Satzung bei Abschluss des Verfahrens 
rechtskräftig ist, gilt der genannte Bereich als Innenbereich. Folge dessen ist, dass Bauanträge 
nach § 34 BauGB behandelt werden und sich in die Eigenart der näheren Umgebung einfügen 
müssen. Die Gemeinde schafft durch diese Satzung nur einen Innenbereich. Weitere 
Probleme, wie z.B. die Rodung und Ersatzaufforstung von Flächen oder die Erschließung der 
Grundstücke, sind Angelegenheiten, die von den Grundstückseigentümern selbstständig zu 
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regeln sind.  
 
 
Finanzierung: 
Die Kosten für das Verfahren und die Erschließung sind von der Antragstellerin zu tragen. 
Die Bürgermeisterin soll durch Beschluss ermächtigt werden, für die Überplanung und 
Erschließung des Gebietes einen städtebaulichen Vertrag (§ 11 BauGB) und einen 
Erschließungsvertrag (§ 124 BauGB) mit der Antragstellerin abzuschließen. 
   
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Für das Gebiet der Gemeindestraße Am Gemeindezentrum, westlich der Bundesstraße 
431, östlich der Teiche auf dem Flurstück 24/18 der Flur 2, nördlich der Flurstücke 
26/63, 26/64 und 26/65 der Flur 2, südlich des Bolzplatzes am Dorfgemeinschaftshaus 
wird eine Klarstellungs- und Ergänzungssatzung nach § 34 Abs. 4 Nr. 1 und 3 
Baugesetzbuch aufgestellt. Es werden folgende Planungsziele verfolgt: 

 
 Festlegung der Grenzen für im Zusammenhang bebaute Ortsteile 
 Einbeziehung einzelner Außenbereichsflächen in die im Zusammenhang bebauten 

Ortsteile 
 

2. Der Aufstellungsbeschluss ist ortsüblich bekannt zu machen (§ 2 Abs. 1 Satz 2 
BauGB). 

 
3. Mit der Ausarbeitung des Planentwurfs, der Beteiligung der Öffentlichkeit, der 

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und der grenzüberschreitenden 
Unterrichtung der Gemeinden und Behörden soll die Planungsgruppe Elbberg aus 
Hamburg beauftragt werden. 

 
4. Der Entwurf wird in der vorliegenden Fassung gebilligt. 

 
5. Der Entwurf des Planes und die noch zu erstellende Begründung sind nach § 3 Abs. 2 

BauGB öffentlich auszulegen und die beteiligten Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange über die Auslegung zu benachrichtigen. 

 
6. Die Bürgermeisterin wird ermächtigt, für die Überplanung und Erschließung des 

Gebietes einen städtebaulichen Vertrag (§ 11 BauGB) und einen Erschließungsvertrag 
(§ 124 BauGB) mit dem Antragsteller abzuschließen, der die Übernahme sämtlicher 
Kosten durch den Antragsteller regeln soll. 

 
 
 
 
___________________ 
Ehmke 
 
 
 
Anlagen: 



- Lageplan mit Geltungsbereich  
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Gemeinde Groß Nordende 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 114/2009/GrN/BV
 
 
Fachteam: Planen und Bauen Datum: 10.03.2009
Bearbeiter: René Goetze AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Bauausschuss der Gemeinde Groß Nordende 29.04.2009 öffentlich 
Gemeindevertretung Groß Nordende 19.05.2009 öffentlich 

 
Aufstellung einer Klarstellungs- und Ergänzungssatzung nach § 34 Abs. 4 Nr. 1 
und 3 Baugesetzbuch für den Bereich nordwestlich des Heidweges, südlich der 
Grenzstraße, östlich des Flurstückes 66/1 der Flur 4 
 
Sachverhalt: 
Es gibt eine Voranfrage zur Bebauung eines Teilstückes aus dem Geltungsbereich des 
beigefügten Lageplanes. Derzeit wird dieser Bereich als Außenbereich angesehen und steht 
somit nicht ohne Weiteres der Bebauung zur Verfügung. Der Flächennutzungsplan der 
Gemeinde weist das Grundstück als Fläche für die Landwirtschaft aus. Es soll darüber beraten 
werden, ob der betroffene Bereich analog der Fläche Am Gemeindezentrum durch eine 
Klarstellungs- und Ergänzungssatzung als Innenbereich ausgewiesen und somit der Bebauung 
zugeführt werden soll. 
 
Stellungnahme: 
In dieser Angelegenheit gibt es 2 Aspekte, die aus Sicht der Verwaltung maßgeblich sind: 
Zum einen scheint der Bereich in der Örtlichkeit geradezu prädestiniert für eine weitere 
Bebauung und zum anderen stellt er derzeit in gewisser Hinsicht eine Abgrenzung zur 
Stadtgrenze von Uetersen dar. Diese Abgrenzung ist jedoch aus Sicht der Verwaltung für den 
neutralen Bürger kaum zu erkennen. Vielleicht war es bereits in der Vergangenheit Ansinnen 
der Gemeinde diesen Bereich unbebaut zu belassen, so könnte zumindest die derzeitige 
Ausweisung des Flächennutzungsplanes gedeutet werden. Die Verwaltung möchte in dieser 
Angelegenheit bewusst keine abschließende eigene Meinung abgeben, sondern darstellen, 
dass beide Entscheidungen möglich und sinnvoll sein können. Die Eigentümerin wurde im 
Vorwege der Sitzungen zu einer möglichen Kostenübernahme bei Aufstellung einer Satzung 
befragt und hat erklärt, dass sie sämtliche Kosten übernehmen würde. Sofern der Bereich als 
Innenbereich ausgewiesen wird, sind in etwa bis zu 5 neue Wohnhäuser planungsrechtlich 
zulässig. Die Vorhaben müssten sich dann nach § 34 Baugesetzbuch in die Eigenart der 
näheren Umgebung nach Art und Maß der baulichen Nutzung einfügen.  
 
 
Finanzierung: 
Die Kosten für das Verfahren soll die Eigentümerin übernehmen. Der Gemeinde entstehen 
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keine Kosten.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Für das Gebiet Aufstellung nordwestlich des Heidweges, südlich der Grenzstraße, 
östlich des Flurstückes 66/1 der Flur 4 wird eine Klarstellungs- und 
Ergänzungssatzung nach § 34 Abs. 4 Nr. 1 und 3 Baugesetzbuch aufgestellt. Es 
werden folgende Planungsziele verfolgt: 

 
 Festlegung der Grenzen für im Zusammenhang bebaute Ortsteile 
 Einbeziehung einzelner Außenbereichsflächen in die im Zusammenhang bebauten 

Ortsteile 
 

2. Der Aufstellungsbeschluss ist ortsüblich bekannt zu machen (§ 2 Abs. 1 Satz 2 
BauGB). 

 
3. Mit der Ausarbeitung des Planentwurfs, der Beteiligung der Öffentlichkeit, der 

Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange und der grenzüberschreitenden 
Unterrichtung der Gemeinden und Behörden soll die Planungsgruppe Elbberg aus 
Hamburg beauftragt werden. 

 
4. Der Entwurf wird in der vorliegenden Fassung gebilligt. 

 
5. Der Entwurf des Planes und die noch zu erstellende Begründung sind nach § 3 Abs. 2 

BauGB öffentlich auszulegen und die beteiligten Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange über die Auslegung zu benachrichtigen. 

 
6. Die Bürgermeisterin wird ermächtigt, für die Überplanung des Gebietes einen 

städtebaulichen Vertrag (§ 11 BauGB) mit der Eigentümerin abzuschließen, der die 
Übernahme sämtlicher Kosten regeln soll. 

 
 
 
___________________ 
Ehmke 
 
 
 
Anlagen: 
- Lageplan mit Geltungsbereich  
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Gemeinde Groß Nordende 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 115/2009/GrN/BV
 
 
Fachteam: Planen und Bauen Datum: 03.04.2009
Bearbeiter: René Goetze AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Bauausschuss der Gemeinde Groß Nordende 29.04.2009 öffentlich 
Gemeindevertretung Groß Nordende 19.05.2009 öffentlich 

 
Abschließender Beschluss über die 2. Änderung des Flächennutzungsplanes 
 
Sachverhalt: 
Die öffentliche Auslegung des Planes samt Begründung ist abgeschlossen. Anregungen oder 
Bedenken wurden durch Bürger nicht vorgetragen. Die von den Trägern öffentlicher Belange 
eingegangenen Stellungnahmen sind in der Anlage aufgestellt und mit einem entsprechenden 
Abwägungsvorschlag versehen. 
 
Stellungnahme: 
Die Verwaltung rät dem Beschlussvorschlag zu folgen.  
 
 
Finanzierung: 
Die Kosten des Verfahrens werden auf den Grundstücksverkaufspreis umgelegt.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Bauausschuss empfiehlt / Die Gemeindevertretung beschließt: 
 

1. Die während der öffentlichen Auslegung der 2. Änderung des F-Planes abgegebenen 
Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange hat die Gemeindevertretung mit folgendem Ergebnis geprüft: 

a)  
berücksichtigt werden die Stellungnahmen von ..., 
b)  
teilweise berücksichtigt werden die Stellungnahmen von ..., 
c)  
nicht berücksichtigt werden die Stellungnahmen von …. 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, diejenigen, die eine Stellungnahme abgegeben haben, von 
diesem Ergebnis mit Angabe der Gründe in Kenntnis zu. setzen. Die nicht berücksichtigten 
Stellungnahmen sind bei der Vorlage des Planes zur Genehmigung mit einer Stellungnahme 
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beizufügen. 
 

2. Die Gemeindevertretung beschließt die 2. Änderung des F-Planes. 
 

3. Die Begründung wird gebilligt. 
 

4. Die Verwaltung wird beauftragt, die 2. Änderung des F-Planes zur Genehmigung 
vorzulegen und danach die Erteilung der Genehmigung nach § 6 Abs. 5 BauGB 
ortsüblich bekannt zu machen. In der Bekanntmachung ist anzugeben, wo der Plan mit 
der Begründung und der zusammenfassenden Erklärung während der Sprechstunden 
eingesehen und über den Inhalt Auskunft verlangt werden kann. 

 
 
 
___________________ 
Ehmke 
 
 
 
Anlagen: 

- Begründung 
- Abwägungsvorschlag 
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1 Allgemeines / Grundlagen 
 
1.1 Planungsanlass 
Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Groß Nordende ist seit dem Jahr 1994 wirksam. 
Die Aufstellung dieser 2. Änderung des Flächennutzungsplans wurde beschlossen, um: 
 

- das vorgesehene Wohngebiet „Förn Sandweg“ bauleitplanerisch vorzubereiten und 
- einen ortsansässigen Gewerbebetrieb zu sichern und ihm eine geringfügige 

Erweiterung zu ermöglichen. 
 
1.2 Regionalplan  
Nach § 1 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) sind Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung 
anzupassen. 

Abb.1:  Ausschnitt aus dem Regionalplan mit Kennzeichnung 
der Plangebiete (grüne Ellipse) ohne Maßstab 

 
Im Regionalplan für den Planungsraum I (Fortschreibung 1998) ist die Teilfläche 2.1 (Wohn- 
/gemischte Baufläche) als Siedlungsbereich ohne besondere Kennzeichnung dargestellt. Die 
Teilfläche 2.2 (Gewerbe) ist als Siedlungsbereich mit Grünzäsur dargestellt (siehe Abb. 1). 
Die durch diese Änderung des Flächennutzungsplans getroffenen Darstellungen als 
gemischte Baufläche und Wohnbaufläche (Änderungsbereich 2.1) sowie als gewerbliche 
Baufläche (Änderungsbereich 2.2) stehen den Aussagen des Regionalplans nicht entgegen. 
Die dargestellte Grünzäsur wird auf Grund der geringen Größe des Teilbereichs 2.2 kaum 
beeinträchtigt.  
 
1.3 Ver- und Entsorgung  
Der Änderungsbereich 2.1 muss über Ver- und Entsorgungsleitungen an das öffentliche Netz 
angeschlossen werden. Der Änderungsbereich 2.2 ist über vorhandene Leitungen an das 
öffentliche Netz angeschlossen. 
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Das im Änderungsbereich 2.1 anfallende Niederschlagswasser kann  in eine nördlich ge-
legene Grünfläche oder in den im Süden gelegen Graben abgeleitet werden. Das 
Regenwasser von den Straßen kann in der nördlich angrenzenden Grünfläche versickern. 
Näheres regelt ein in Aufstellung befindlicher Bebauungsplan. 
 
Das Niederschlagswasser im Änderungsbereich 2.2 wird über die vorhandene Regenwas-
serkanalisation abgeleitet. 
 
1.4 Altlasten 
Altlastenstandorte oder Altlastenverdachtsflächen sind in beiden Änderungsbereichen nicht 
bekannt.  
 
Für den Fall, dass bei Erdarbeiten Auffälligkeiten im Untergrund angetroffen werden sollten, 
die auf eine Bodenveränderung oder auf eine Altablagerung deuten, ist der Fachdienst Um-
welt – Bodenschutz umgehend zu informieren. Die nach Bundes-Bodenschutzgesetz erfor-
derlichen Maßnahmen zum Schutz des Bodens bzw. der Gewässer sind dann mit der Bo-
denschutzbehörde abzustimmen. Auffälliger, verunreinigter Bodenaushub ist bis zum Ent-
scheid über die fachgerechte Entsorgung oder die Möglichkeit der Verwendung auf dem 
Grundstück dort gesondert zu lagern. Dieser Bodenaushub ist vor Einträgen durch Nieder-
schlag und gegen Austräge in den Untergrund, z. B. durch Folien oder Container, zu schüt-
zen. 
 
1.5 Archäologie 
In den Änderungsbereichen sind zurzeit keine archäologischen Denkmale bekannt. Auswir-
kungen auf Kulturgut sind nicht zu erkennen. Das Archäologische Landesamt Schleswig-
Holstein weist darauf hin, dass für den Fall, dass während der Erdarbeiten Funde oder auf-
fällige Bodenverfärbungen entdeckt werden sollten, die Denkmalschutzbehörde zu benach-
richtigen und die Fundstelle bis zum Eintreffen der Fachbehörde zu sichern ist. Verantwort-
lich hierfür ist gemäß § 15 DSchG der Grundstückseigentümer und der Leiter der Arbeiten. 
 
 
2 Änderungsbereiche 
 
2.1 Änderungsbereich 2.1: „Förn Sandweg“ 
 
2.1.1 Planungsanlass 
Anlass für die Änderung des Flächennutzungsplans ist der Bedarf an Flächen für den Woh-
nungsbau und an gemischt zu nutzenden Grundstücken. Durch die Änderung dieses 
Flächennutzungsplans soll eine zukünftige Bebauung planerisch vorbereitet werden. 
 
2.1.2 Lage des Geltungsbereiches / Bestand 
Das Plangebiet hat eine Größe von ca. 1,2 ha und liegt in der Ortsmitte Groß Nordendes. Im 
Westen begrenzt die Dorfstraße (B 431) und im Süden das Wohngebiet „Achtern Hollern-
busch“ das Plangebiet. Östlich befindet sich ein Reiterhof (bereits auf dem Gebiet der Ge-
meinde Heidgraben) und nördlich befinden sich landwirtschaftliche Flächen. Der östliche 
Rand des Gebietes bildet gleichzeitig die Gemeindegrenze zu Heidgraben. 
 
Das Plangebiet wird derzeit als Pferdewiese genutzt. Am nördlichen Rand verläuft eine 
Schotterstraße, die eine Nebenerschließung  des im Osten gelegenen Pferdehofes bildet. 
Auf der Fläche sind keine Gebäude vorhanden. Am östlichen Rand verläuft in Nord-Süd-
Richtung ein örtlicher Wanderweg („Kirchweg“) der durch Hecken eingefasst ist. 
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2.1.3 Wirksamer Flächennutzungsplan  
Das Plangebiet ist im wirksamen Flächennutzungsplan (1. Änderung, 1996) als Fläche für 
die Landwirtschaft dargestellt (siehe Abb. 2). Die Dorfstraße (B 431) am Westrand des Plan-
gebiets ist als sonstige überörtliche und örtliche Hauptverkehrsstraße ausgewiesen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abb. 2: Ausschnitt aus dem wirksamen Flächennutzungsplan mit Um-
grenzung (rot gestrichelt) des Plangebietes,  
ohne Maßstab 

 
2.1.4 Geplante Darstellungen 
Die Fläche wird überwiegend als Wohnbaufläche dargestellt. Diese Darstellung dient dazu, 
die angestrebte Wohnnutzung in diesem Bereich planerisch vorzubereiten. Entlang der         
B 431 wird ein ca. 25 m breiter Streifen als gemischte Baufläche dargestellt. Die Darstellung 
orientiert sich am Umfeld und ermöglicht entlang der Hauptstraße durch Groß Nordende eine 
tlw. gewerbliche Entwicklung. 
 
2.1.5 Erschließung 
Motorisierter Individualverkehr (MIV) 
Die Erschließung des Plangebietes erfolgt von der Dorfstraße (B 431). Diese stellt zugleich 
die überörtliche Anbindung des Plangebiets dar. 
 
Für die interne Erschließung des Gebietes sind im Bebauungsplan öffentliche Straßenver-
kehrsflächen vorgesehen. Die Haupterschließung soll im Norden des Plangebietes liegen. 
Die Grundstücke am südlichen Rand sollen durch private Erschließungsstraßen (Pfeifen-
stielerschließung) erschlossen werden.  
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Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) 
Die Gemeinde liegt im Gebiet des Hamburger Verkehrsverbundes (HVV). Das Plangebiet ist 
durch die Buslinien 489, Elmshorn, ZOB – Uetersen – Moorrege – Heist – Holm – S-Wedel 
(Bedienung Mo-Fr ganzjährig und ganztägig im 30 bis 60-Min.-Takt) angeschlossen. 
Daneben Existieren die Schulbuslinien 60 und 66 nach Uetersen. Die Haltestelle Krull liegt in 
einer Entfernung von ca. 100 m nördlich vom Westrand des Plangebietes.  
 
2.1.6 Flächen 
Der Änderungsbereich hat eine Größe von ca. 1,2 ha. Davon sind ca. 10.690 m² Wohnbau-
fläche und ca. 1.260 m² gemischte Baufläche. 
 
2.1.7 Umweltbericht 
Der Änderungsbereich 2.1 entspricht dem Gebiet des parallel in Aufstellung befindlichen 
Bebauungsplans Nr. 4 „Förn Sandweg“, in dessen Rahmen ein Umweltbericht erstellt wurde. 
In diesem Umweltbericht ist auch die Bewertung der Auswirkungen dieser Flächen-
nutzungsplanänderung enthalten. Daher fungiert der Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 
4 auch als Umweltbericht für diese Flächennutzungsplanänderung (siehe Anlage 1). Der 
Umweltbericht bezieht sich auf den Bebauungsplan und ist daher teilweise detaillierter, als 
es dieser FNP-Änderung entspricht. 
 
 
2.2 Änderungsbereich 2.2: Eingeschränktes Gewerbegebiet 
 
2.2.1 Planungsanlass 
Anlass für die Änderung des Flächennutzungsplans ist die Anpassung des Plans an die tat-
sächliche baugewerbliche Nutzung. Durch die Änderung dieses Flächennutzungsplans soll 
die schon genehmigte Nutzung planerisch gesichert und eine geringe Erweiterungsmöglich-
keit geschaffen werden. 
 
2.2.2 Lage des Geltungsbereiches / Bestand 
Der Änderungsbereich hat eine Größe von ca. 1 ha und liegt im Norden Groß Nordendes. 
Die Teilfläche liegt am östlichen und südlichen Rand des Gewerbetriebes. Die Erweiterung 
nach Süden beträgt ca. 30 m und nach Osten ca. 55 m. Der Betrieb wird im Westen durch 
die vorhandene Bebauung begrenzt, im Norden durch eine Waldfläche, im Osten und Süden 
befinden schließen landwirtschaftliche Flächen an. 
 
Bei dem Plangebiet handelt es sich um Teile eines Firmengeländes einer Baufirma sowie 
landwirtschaftliche Flächen. Bei dem Betrieb handelt es sich um ein  Bauunternehmen mit 
den Tätigkeitsfeldern Hochbau, Tief- und Erdbau, Containerdienst, Gerüstbau, Bauma-
schinenvermietung, Recycling und Baustoffhandel. Auf dem Gelände befinden sich 
Betriebsgebäude und Hallen mit einer Gesamtfläche von ca. 3.000 m² sowie umliegende 
Lagerflächen. 
 
2.2.3 Wirksamer Flächennutzungsplan  
Der Änderungsbereich ist im wirksamen Flächennutzungsplan (1. Änderung, 1996) als Flä-
che für die Landwirtschaft dargestellt (siehe Abb. 3). 
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Abb.3:  Ausschnitt aus dem wirksamen Flächennutzungsplan mit 
Umgrenzung (rot gestrichelt) des Plangebietes,  
ohne Maßstab 

 
2.2.4 Geplante Darstellungen 
Die Fläche wird insgesamt, wie auch der Bereich des bestehenden Betriebes, als  einge-
schränktes Gewerbegebiet dargestellt. Die Darstellung als eingeschränktes Gewerbegebiet 
resultiert aus dem Schutz der Nachbarnutzung. Hier befinden sich im Bereich der gemisch-
ten Baufläche Wohnhäuser und Gewerbebetriebe, außerdem erfolgt die Zufahrt zu der Bau-
firma durch die gemischte Baufläche.  Außerdem wird ein 30 m breiter Waldschutzstreifen 
nachrichtlich Übername im Plan dargestellt. Laut Landeswaldschutzgesetzt § 24 Abs. 1 
dürfen in diesem Bereich keine Bauten errichtet werden. 
 
2.2.5 Erschließung 
Motorisierter Individualverkehr (MIV) 
Die Erschließung des Plangebietes erfolgt von Westen über die Dorfstraße (B 431) und wei-
ter über eine private Zufahrt. 
 
Öffentlicher Personennahverkehr (ÖPNV) 
Die Gemeinde liegt im Gebiet des Hamburger Verkehrsverbundes (HVV). Das Plangebiet ist 
durch die Buslinien 489, Elmshorn, ZOB – Uetersen – Moorrege – Heist – Holm – S-Wedel 
(Bedienung Mo-Fr ganzjährig und ganztägig im 30 bis 60-Min.-Takt) angeschlossen. 
Daneben Existieren die Schulbuslinien 60 und 66 nach Uetersen. Die Haltestelle Krull liegt in 
einer Entfernung von ca. 500 m südwestlich des Plangebietes.  
 
2.2.6 Flächen 
Der Änderungsbereich hat eine Größe von ca. 1 ha.  
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2.2.7 Umweltbericht  
Bei der Aufstellung von Bauleitplänen ist gemäß § 2 Abs. 4 BauGB für die Belange des Um-
weltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB und § 1a BauGB eine Umweltprüfung durchzu-
führen, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem 
Umweltbericht nach der Anlage zum BauGB beschrieben und bewertet werden. Dabei ist 
gemäß § 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB das Ergebnis der Umweltprüfung in der Abwägung zu be-
rücksichtigen. 
 
Ziele des Flächennutzungsplans 
Mit der Änderung des Flächennutzungsplans soll das vorhandene eingeschränkte Gewerbe-
gebiet (GEe) im Norden der Gemeinde Groß Nordende nach Osten und Süden um ca. 1 ha 
erweitert und an die tatsächliche baugewerbliche Nutzung angepasst werden. 
Es ist davon auszugehen, dass auf der Fläche eine Container-Stellfläche vorgesehen ist. 
 
Rechtliche und planerische Vorgaben des Umweltschutzes 
Das gesamte Gemeindegebiet von Groß Nordende liegt in der vorgesehenen Zone III des 
geplanten, noch nicht rechtsverbindlichen Wasserschutzgebietes „Seestermüher Marsch“. 
Das Landschaftsschutzgebiet „Pinneberger Elbmarschen“ (LSG 04 des Kreises Pinneberg) 
liegt westlich der B 431, das Plangebiet liegt somit außerhalb des Landschaftsschutzgebie-
tes. 
FFH- und Vogelschutzgebiete sind in der näheren und weiteren Umgebung nicht vorhanden. 
Gesetzliche geschützte Biotope nach § 15a des LNatSchG bestehen nicht im Plangebiet. 
 
Im Landschaftsplan der Gemeinde Groß Nordende liegt das Plangebiet im nördlichen Be-
reich einer Fläche, die in der Entwicklungskonzeption als grundwassergefährdeter Bereich 
eingestuft wird und für den die Nutzung als Grünland, Laubwald  bzw. Wohnbebauung, als 
Grundwasser schonende Nutzungen vorgeschlagen wird. 
 
Nach Aussagen des Landschaftsplans ist grundsätzlich im Bereich des Änderungsbereiches 
nichts gegen eine Bebauung, bevorzugt Wohnbebauung, einzuwenden. Gewerbebebauung 
ist nur dann akzeptabel, wenn im Bebauungsplan festgesetzt wird, dass Betriebe in denen 
grundwassergefährdende Stoffe produziert oder verwendet werden, nicht zulässig sind. 
 
Mit der Änderung des Flächennutzungsplans „Eingeschränktes Gewerbegebiet“ werden die 
Zielsetzungen des Landschaftsplans berücksichtigt bzw. eingehalten. Da sich die Erweite-
rung des Gewerbegebietes innerhalb der vom Landschaftsplan ausgewiesenen Grenze der 
baulichen Entwicklung befindet und durch die Genehmigung nach Bundesimmissionsschutz-
gesetz sichergestellt wird,  dass die gesetzlichen Vorgaben bezüglich Immissionen (z. B. 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen) eingehalten werden sowie auch sonst 
keine Widersprüche zu Aussagen des Landschaftsplans erkennbar sind, ist eine Änderung 
des Landschaftsplans Groß Nordende nicht erforderlich.   
 
 
Bestand, Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 
 
Menschen (Wohnen und Erholen) – Bestand 
Der Änderungsbereich befindet sich am östlichen und südlichen Rand des Gewerbegebietes. 
Im Westen grenzt das Plangebiet an eine Mischfläche mit Bebauung durch Wohnhäuser und 
Gewerbebetriebe. Im Norden wird das Gebiet von einer Waldfläche begrenzt, während sich 
im Süden und Osten landwirtschaftliche Flächen anschließen. 
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Vorbelastungen in Bezug auf Lärm- und Schadstoffimmissionen bestehen durch die bereits 
bestehende Nutzung der Gewerbefläche sowie die angrenzende B 431. 
 
Menschen (Wohnen und Erholen) - Beschreibung der Umweltauswirkungen 
Zwischen dem Gewerbegebiet und dem angrenzenden Mischgebiet mit Wohnbebauung be-
steht ein Konflikt bezüglich Belastungen durch Immissionen. Aufgrund der Genehmigung der 
Erhöhung der Kapazität einer Anlage zum Behandeln und Lagern von Abfällen nach Bun-
desimmissionsschutzgesetz im Zusammenhang mit der Erweiterung des Gewerbegebietes 
wird gewährleistet, dass alle gesetzlichen Vorgaben betreffend der Immissionen eingehalten 
werden. Dementsprechend kann davon ausgegangen werden, dass durch die geplante Er-
weiterung des eingeschränkten Gewerbegebietes die Wohn- und Aufenthaltsfunktion der 
westlich angrenzenden Wohnbebauung nicht beeinträchtigt wird. 
 
Tiere und Pflanzen, Biologische Vielfalt – Bestand 
Das Plangebiet befindet sich z. T. auf bestehenden Lagerflächen und z. T. auf landwirt-
schaftlich genutzten Flächen mit geringer biologischer Vielfalt, welche lediglich eine geringe 
Bedeutung als Lebensraum für Pflanzen und Tiere haben. Im östlichen und südlichen Teil 
des bestehenden Gewerbegebiets säumen Gehölze die Grenze.  
Von einer besonderen Bedeutung der Ackerfläche und der Gehölze für die Fauna ist nicht 
auszugehen. Insgesamt ist das Plangebiet aus Arten- und Biotopschutzsicht als „wenig emp-
findlich“ (vgl. Landschaftsplan) einzustufen.  
Das Plangebiet liegt nicht in einem Bereich mit besonderer Bedeutung für den Biotopverbund 
und weist keine nach § 25 LNatSchG geschützten Biotope auf (vgl. Landschaftsplan). 
 
Tiere und Pflanzen, Biologische Vielfalt - Beschreibung der Umweltauswirkungen 
Bei der Überbauung und Versiegelung der Erweiterung des Gewerbegebietes durch Ver-
kehrs- und Lagerflächen ist davon auszugehen, dass Gehölzstrukturen und Ackerfläche 
verloren gehen.  
Dennoch sind durch den Verlust der Flächen insgesamt nur geringe Beeinträchtigungen für 
Pflanzen, Tiere und ihre Lebensräume zu erwarten. 
 
Boden – Bestand 
Das Plangebiet liegt auf der Geest und weist ein weitgehend ebenes Relief auf. 
Nach der Bodenkarte (S-H 2223 Elmshorn, 1:25.000) herrschen im Plangebiet Eisenhu-
muspodsole aus podsolierten Fein- bis Mittelsanden mit geringem Bindungsvermögen für 
Nährstoffe und hoher Wasserdurchlässigkeit vor. 
Die sandigen Podsole werden vom Landschaftsplan auf Grund der geringen Puffereigen-
schaften und der damit verbundenen potenziellen Gefahr des Schadstoffeintrags ins Grund-
wasser als empfindlich eingestuft (vgl. Landschaftsplan). 
Der vorkommende Bodentyp ist als Boden mit allgemeiner Bedeutung im Naturhaushalt ein-
zustufen. 
Altlastenverdachtsstandorte im Plangebiet sind nicht bekannt. 
 
Boden - Beschreibung der Umweltauswirkungen 
Durch die Erweiterung des Gewerbegebietes ist eine Versiegelung und Überbauung des 
Bodens im Plangebiet zu erwarten. Dadurch verliert der Boden dort seine Speicher-, Puffer- 
und Transformatorfunktionen im Naturhaushalt sowie seine Funktionen im Bodenwasser-
haushalt. 
 
Wasser - Bestand 
Im Osten des Plangebiets verläuft eine Verrohrung (vgl. Landschaftsplan). 
Der Grundwasserflurabstand im Plangebiet liegt nach der Bodenkarte (S-H 2223 Elmshorn, 
1:25.000) mehr als 2 m unter Flur. Aufgrund der durchlässigen, überwiegend sandigen Bö-
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den wird der Bereich im Bezug auf den Grundwasserschutz gemäß dem Landschaftsplan als 
hoch empfindlich eingestuft. 
 
Wasser - Beschreibung der Umweltauswirkungen  
Durch die Überbauung bzw. Versiegelung von Flächen im Plangebiet ist mit einer Verringe-
rung der Versickerung von Niederschlagswasser für den Boden- und Grundwasserhaushalt 
zu rechnen. Für den Fall das umweltschädliche Stoffe verwendet werden, wird durch die 
immissionsschutzrechtliche Genehmigung gewährleistet, dass die entsprechenden Vorgaben 
zum Schutz vor Schadstoffeinträgen ins Grundwasser eingehalten werden. 
 
Klima und Luft – Bestand 
Generell hat die Ackerfläche im Plangebiet die Funktion eines Kaltluftentstehungsgebietes. 
Die Kaltluft ist ein wichtiger Faktor, um nachts für Belüftung und damit Abkühlung thermisch 
belasteter Siedlungsgebiete zu sorgen. Zum anderen sorgt Kaltluft, die aus Reinluftgebieten 
kommt, für die nächtliche Belüftung schadstoffbelasteter Siedlungsräume.  
Diese klimatische Funktion ist bei Orten der Größenordnung von Groß Nordende nicht oder 
nur von untergeordneter Bedeutung. Aufgrund der ländlichen Lage und Ausprägung der 
Gemeinde Groß Nordende liegen keine klimatischen Belastungsbereiche durch Gewerbeflä-
chen vor. 
Die Luftgüte im Planungsraum ist aufgrund der ländlichen Lage als gut einzustufen, eine 
punktuelle Vorbelastung kann an der B 431 durch Verkehrsimmissionen auftreten. 
 
Klima und Luft - Beschreibung der Umweltauswirkungen 
Durch Überbauung und Versiegelung im Zusammenhang mit der Erweiterung des Gewerbe-
gebietes geht das Kaltluftentstehungsgebiet zwar weitestgehend verloren, aber aufgrund der 
untergeordneten Bedeutung der klimatischen Funktion sowie der geringen Größe des Plan-
gebietes werden keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf das Lokalklima erwartet. 
 
Die zusätzlichen Emissionen von Schadstoffen durch die Erweiterung der bestehenden Ge-
werbefläche werden nicht als erhebliche, zusätzliche lufthygienische Belastung eingestuft. 
Relevante Grenzwerte werden entsprechend der bundesimmissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigung eingehalten. 
 
Landschaft / Landschaftsbild – Bestand 
Das Landschafts- und Ortsbild ist durch die angrenzende bestehende Gewerbenutzung bzw. 
Mischnutzung mit Wohnbebauung geprägt. Im Norden des Erweiterungsgebietes schließt 
sich eine Waldfläche an, während sich die Ackerfläche des Plangebiets nach Osten hin fort-
setzt. Im Süden und Osten des vorhandenen Gewerbegebietes grenzen Gehölze die Fläche 
ab. 
Unter Berücksichtigung der Kriterien Vielfalt, Eigenart und Schönheit des Landschaftsbildes 
wird der Bereich als mittelwertig eingestuft. 
 
Landschaft / Landschaftsbild -  Beschreibung der Umweltauswirkungen 
Es werden keine neuen Gebäude errichtet, sondern Park- und Lagerflächen sowie Container 
auf der Fläche platziert. Das Landschafts- und Ortsbild ist durch das vorhandene Gewerbe-
gebiet bereits vorbelastet und wird durch die geplante Erweiterung des Gewerbegebietes nur 
geringfügig verändert. 
 
Kultur- und sonstige Sachgüter – Bestand 
Im Plangebiet sind keine Kultur- und sonstigen Sachgüter bekannt.  
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Kultur- und sonstige Sachgüter - Beschreibung der Umweltauswirkungen  
Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf Kultur- und Sachgüter sind nicht gegeben. 
 
Wechselwirkungen zwischen den Umweltschutzbelangen 
Im Wesentlichen sind folgende Wechselwirkungen zu berücksichtigen:  
 
Schutzgut  Wechselwirkungen mit anderen Schutzgütern  
Menschen - Schutzgüter Pflanzen, Tiere, Boden, Wasser, Klima/Luft und Landschaft bilden die 

Lebensgrundlage des Menschen, Voraussetzung für seine Erholung im bebauten 
Bereich/ Natur und Landschaft 

Pflanzen - Abhängigkeit der Vegetation von den abiotischen Standorteigenschaften (Bodenform, 
Geländeklima, Grundwasserflurabstand, Oberflächengewässer) 

- Bestandteil/Strukturelement des Landschaftsbildes (Erholungsfunktion für Menschen) 
- anthropogene Vorbelastungen von Pflanzen/ Biotopstrukturen (Überbauung, 

Standortveränderungen) 
Tiere - Abhängigkeit der Tierwelt von der biotischen und abiotischen Lebensraumausstattung 

(Vegetation/ Biotopstruktur, Biotopvernetzung, Boden, Geländeklima, Wasserhaushalt) 
- anthropogene Vorbelastungen von Tieren und Tierlebensräumen (Störung, Verdrängung) 

Boden - Abhängigkeit der Bodeneigenschaften von den geologischen, geomorphologischen, 
wasserhaushaltlichen, vegetationskundlichen und klimatischen Verhältnissen 

- Boden als Lebensraum für Tiere und Menschen sowie als Standort für Biotope u. 
Pflanzengesellschaften  

- Boden in seiner Bedeutung für den Landschaftswasserhaushalt 
(Grundwasserneubildung, Retentionsfunktion, Grundwasserschutz, 
Grundwasserdynamik) 

- anthropogene Vorbelastungen (Bearbeitung, Stoffeinträge, Verdichtung, Versiegelung) 
Grundwasser - Abhängigkeit der Grundwasserneubildung von klimatischen, bodenkundlichen, 

vegetationskundlichen und nutzungsbezogenen Faktoren 
- oberflächennahes Grundwasser als Standortfaktor für Biotope und 

Tierlebensgemeinschaften 
- anthropogene Vorbelastungen des Grundwassers (Nutzung, Stoffeintrag) 

Klima - Geländeklima in seiner klimaökologischen Bedeutung für den Menschen und als 
Standortfaktor für Vegetation und Tierwelt 

- Mögliche anthropogene Vorbelastungen des Klimas (Aufheizung) 
Luft - Lebensgrundlage für Menschen, Pflanzen und Tiere 

- Mögliche Bedeutung von Vegetationsflächen für die lufthygienische Ausgleichsfunktion  
- anthropogene Vorbelastungen (Stoffeinträge, Lufthygiene) 

Landschaft  - Abhängigkeit des Landschaftsbildes von den Landschaftsfaktoren Relief, Vegetation/ 
Nutzung, Oberflächengewässer 

- Grundlage für die Erholung des Menschen 
- anthropogene Vorbelastungen des Landschaftsbildes und Landschaftsraumes 

(Überformung) 
 
Soweit für das Vorhaben relevante Wechselwirkungszusammenhänge und funktionale Be-
ziehungen innerhalb von Schutzgütern und zwischen Schutzgütern bestehen, sind diese im 
Rahmen der schutzgutbezogenen Auswirkungsprognose berücksichtigt. Es treten keine er-
heblichen Beeinträchtigungen infolge der Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 
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durch Addition oder Potenzieren der Wirkungen auf, die über die oben beschriebenen Aus-
wirkungen hinausgehen.  
 
Maßnahmen des F-Plans, mit denen umweltbezogene Auswirkungen vermieden oder 
minimiert werden können  
 
Das Plangebiet liegt grundsätzlich in einem Bereich, der aus landschaftsplanerischer Sicht 
für Bebauung geeignet ist und ein geringes Konfliktpotential in Bezug auf Natur- und Land-
schaftshaushalt aufweist (vgl. Landschaftsplan). Weitere Hinweise zu Minimierungsmaß-
nahmen: 
 

- Erhalt der bestehenden Gehölzstrukturen so weit wie möglich und Eingrünung der 
Grenzen des Gewerbegebietes zur besseren Einbindung der Stell- und Lagerflächen 
für Container in die Landschaft sowie zur Sicherung der Aufenthaltsqualität für die 
Bewohner im Mischgebiet. 

 
- Begrenzung der Flächenversiegelung auf ein notwendiges Maß unter Berücksichti-

gung der Vorgaben der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung zur Minimierung 
der Auswirkungen auf Boden und Grundwasserhaushalt. 

 
- Begrenzung bzw. Vermeidung des Schadstoffeintrags ins Grundwasser entspre-

chend der Vorgaben der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung. 
 
 
Maßnahmen zum naturschutzrechtlichen Ausgleich 
Nach den Darstellungen lässt sich weder der Umfang bestimmter Vorhaben noch der kon-
krete Bedarf an Grund und Boden in der Erweiterung des Gewerbegebietes ableiten. Dies 
wird erst auf einer verbindlichen Planungsebene für diese Flächen möglich sein. 
 
Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der 
Planung und Prüfung anderweitiger Planungsmöglichkeiten 
Das Gebiet „Erweitertes Gewerbegebiet“ befindet sich in einem Bereich, der aus land-
schaftsplanerischer Sicht für Bebauung, unter Berücksichtigung des Grundwasserschutzes, 
geeignet ist und ein geringes Konfliktpotenzial in Bezug auf Natur und Landschaftshaushalt 
aufweist. Demzufolge würde eine Gewerbeentwicklung an anderer Stelle im Gemeindegebiet 
keine wesentlich geringeren Umweltauswirkungen mit sich bringen. Aus diesem Grund 
wurde auf eine Betrachtung von weiteren Standortalternativen auf Gemeindeebene verzich-
tet. 
 
Geplante Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen 
Konkrete Maßnahmen zur Überwachung sind im Rahmen der immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigung festzulegen, da erst dann das Ausmaß der erheblichen Umweltauswirkungen 
detaillierter bemessen werden kann. Diese erfolgen dann im Rahmen von fachgesetzlichen 
Verpflichtungen zur Umweltüberwachung, z. B. nach Wasserhaushalts-, Bundesimmissions-
schutz- (Luftqualität, Lärm), Bundesbodenschutz- (Altlasten) und Bundesnaturschutzgesetz 
(Umweltbeobachtung).  
 
Allgemein verständliche Zusammenfassung 
Das wesentliche Ziel der Änderung des Flächennutzungsplans ist die Erweiterung des vor-
handenen eingeschränkten Gewerbegebiets (GEe) im Norden der Gemeinde Groß Nord-
ende nach Osten und Süden um ca. 1 ha. Dadurch soll eine Anpassung an die tatsächliche 
baugewerbliche Nutzung vorgenommen werden. 
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Mit der Änderung des Flächennutzungsplans werden die Zielsetzungen des gültigen Land-
schaftsplans berücksichtigt bzw. eingehalten. 
 
Die wesentliche, erhebliche Umweltauswirkung stellt die geplante Versiegelung bzw. Über-
bauung durch Verkehrs- und Lagerflächen insbesondere für die Schutzgüter Boden und 
Grundwasser dar.  
 
Maßnahmen, mit denen umweltbezogene Auswirkungen im Rahmen des Bebauungsplans 
vermieden oder minimiert werden können, sind im Wesentlichen die Lage des Plangebietes 
in einem Bereich, der aus landschaftsplanerischer Sicht für Bebauung geeignet ist und ein 
geringes Konfliktpotenzial in Bezug auf Natur und Landschaftshaushalt aufweist, die Begren-
zung der Versiegelung auf ein notwendiges Maß, die Vermeidung bzw. Begrenzung von 
Schadstoffeinträgen in das Grundwasser und die Einbindung des Gewerbegebietes in die 
Landschaft durch Erhalt der bestehenden Gehölze sowie einer Eingrünung der Grenzen. 
 
Innerhalb des Plangebietes kommen unter Berücksichtigung der fachlichen und inhaltlichen 
Zielsetzungen keine anderweitigen, sich grundsätzlich unterscheidenden Planungsmöglich-
keiten in Betracht.  
 
Notwendige Maßnahmen zum Ausgleich für die Eingriffe des geplanten optionalen Bauge-
bietes können erst auf einer verbindlichen Planungsebene festgelegt werden.  
 
 
Groß Nordende, den ................................ 
 
 
 
 

............................................................ 
Bürgermeisterin 
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Anlage 1 
 
Umweltbericht zum Entwurf des Bebauungsplans Nr. 4 „Förn Sandweg“ 
 
Gemäß § 2 Abs. 2 BauGB ist für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 
BauGB und § 1a BauGB eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtlichen 
erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht nach der Anlage zum 
BauGB beschrieben und bewertet werden. Dabei ist gemäß § 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB das 
Ergebnis der Umweltprüfung in der Abwägung zu berücksichtigen. 
 
Ziele und Festsetzungen des Bebauungsplans 
Wesentliches Ziel des Bebauungsplans 4 „Förn Sandweg“ der Gemeinde Groß Nordende ist 
eine städtebaulich verträgliche, angemessene Erweiterung der bestehenden Wohnbebauung 
am „Achtern Hollernbusch“ mit Einzel- und Doppelhäusern mit Grundstücksgrößen um 250 
bzw. 500 m² und möglichen Dienstleistungen / Einzelhandelsgeschäften an der Dorfstraße 
(B 431). Das Nutzungsmaß und die Bauweise sollen vom allgemeinen Ortsbild nicht 
abweichen. 
Neben Art und Maß der baulichen Nutzung werden Festsetzungen zu Stellplätzen, zu 
gestalterischen Aspekten und zur Eingrünung sowie zum Lärmschutz getroffen.  
 
Prüfmethodik 
Die Prüfung der voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen wird unter 
Berücksichtigung der Bedeutung und Empfindlichkeit der Schutzgüter und unter 
Berücksichtigung von Festsetzungen zur Vermeidung bzw. Minimierung von 
Umweltauswirkungen beurteilt. 
 
Rechtliche und planerische Vorgaben des Umweltschutzes 
Das gesamte Gemeindegebiet von Groß Nordende liegt in der vorgesehenen  Zone III des 
geplanten, noch nicht rechtsverbindlichen Wasserschutzgebietes „Seestermüher Marsch“. 
Das Landschaftsschutzgebiet „Pinneberger Elbmarschen“ (LSG 04 des Kreises Pinneberg) 
liegt westlich der B 431, das Plangebiet liegt somit außerhalb des 
Landschaftsschutzgebietes. FFH- und Vogelschutzgebiete sind in der näheren und weiteren 
Umgebung nicht vorhanden. Gesetzliche geschützte Biotope bestehen im Plangebiet nicht. 
Im Landschaftsplan der Gemeinde Groß Nordende liegt das Plangebiet im Randbereich 
einer Fläche, die in der Entwicklungskonzeption als grundwassergefährdeter Bereich 
eingestuft wird und für den die Nutzung als Grünland, Laubwald  bzw. Wohnbebauung (als 
Grundwasser schonende Nutzungen) vorgeschlagen wird. Grundsätzlich soll nach Aussagen 
des Landschaftsplanes die vorrangige Siedlungsentwicklung der Gemeinde nördlich des 
Klüver Weges erfolgen. Das B-Plan-Gebiet befindet sich in einem Bereich, für den aus 
landschaftsplanerischer Sicht keine Bedenken gegenüber einer Bebauung bestehen und 
liegt innerhalb  der Grenzen, für die ein bauliche Entwicklung dargestellt ist (s. Plan 
„Entwicklungskonzeption“ des Landschaftsplanes). Auf eine zu dichte, städtische Bebauung 
soll laut Landschaftsplan im Gemeindegebiet Groß Nordende grundsätzlich verzichtet 
werden, um den dörflichen Charakter zu erhalten.  
Mit der durch den Bebauungsplan „Förn Sandweg“ angestrebte Bebauung werden die 
Zielsetzungen des Landschaftsplans berücksichtigt bzw. eingehalten. Da im Plan 
„Entwicklungskonzeption“ des Landschaftsplanes keine flächige Ausweisung von Bauflächen 
dargestellt ist, der B-Plan innerhalb der Grenzen der möglichen baulichen Entwicklung liegt 
und auch sonst keine Widersprüche zu Aussagen des Landschaftsplans erkennbar sind, ist 
eine Änderung des Landschaftsplans Groß Nordende nicht erforderlich.   
Weitere Pläne bzw. rechtliche Vorgaben, die aus Sicht des Umweltschutzes wesentlich sind, 
sind nicht zu nennen. 
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Bestand, Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 
 
Menschen (Wohnen und Erholen) - Bestand 
Das B-Plan-Gebiet wird aktuell als Pferdeweide (Pachtland) des östlich angrenzenden 
Ponyhofes genutzt, am Nordrand des B-Plan-Gebietes befindet sich ein Wegerecht zu dem 
Hof. Am östlichen Rand des Plangebiets verläuft ein alter Kirchweg. Südlich, nördlich und 
westlich (jenseits der B 431) befindet sich bestehende Wohnbebauung. 
Vorbelastungen in Bezug auf Lärm– und Schadstoffimmissionen bestehen durch die 
angrenzende B 431.  
 
Menschen (Wohnen und Erholen) - Beschreibung der Umweltauswirkungen 
Durch die geplante Ergänzung der Wohnbebauung wird die Wohn- und Aufenthaltsfunktion 
der angrenzenden Siedlungsflächen nicht beeinträchtigt. Eine Zufahrt für den östlich 
gelegenen Hof wird über die geplante Erschließungsstraße sichergestellt. Der am östlichen 
Rand des Plangebiets verlaufende Kirchweg wird als Fuß- und Radwegeverbindung 
gesichert. 
Durch die angrenzende B 431 werden insbesondere im Bereich des westlich liegenden 
Bereichs  Beeinträchtigungen durch Lärm zu erwarten sein. Zum Schutz vor Lärm und einer 
Sicherung der Aufenthaltsqualität für die Bewohner werden im Bereich des geplanten 
Mischgebietes an der B 431 in einem Abstand von 8 m von der westlichen 
Plangebietsgrenze Fenster von Aufenthaltsräumen und Fenster von Schlafräumen  in einem 
Abstand von 20 m möglichst nicht an den Straßen zugewandten Gebäudeseiten angeordnet. 
Außenwohnbereiche sind bis zu einem Abstand von 8 m von der westlichen 
Plangebietsgrenze nicht zulässig (vgl. schalltechnische Untersuchung).  
Durch die neue Wohnbebauung sind keine erheblichen, beeinträchtigenden Immissionen 
(Verkehr, Hausbrand) zu erwarten.  
 
Tiere und Pflanzen, Biologische Vielfalt - Bestand 
Die im Plangebiet liegende Pferdeweide ist als artenarmes Intensivgrünland mit allgemeiner 
Bedeutung für den Naturschutz und geringer biologischer Vielfalt anzusprechen. Südlich liegt 
ein Graben. Von einer besonderen Bedeutung des Grünlandes und des wenig naturnaher 
Grabens für die Fauna (z.B. Wiesenvögel, Heuschrecken) ist nicht auszugehen (vgl. a. 
Landschaftsplan). Auf Grund der Kleinflächigkeit des Grünlandes, der intensiven Nutzung 
durch Pferde und der Nähe zu Gärten und Wohnhäusern ist nicht mit  Brutstätten von 
Wiesenvögeln zu rechnen. Das Plangebiet ist weiterhin kein Mauser-, Überwinterungs- oder 
Wanderungsgebiet von europäischen Vogelarten. Darüber hinaus sind keine Tierarten nach 
Anhang IV der FFH-Richtlinie im Plangebiet zu erwarten.   
Gehölze liegen nicht im Geltungsbereich des B-Planes.  
Insgesamt ist das Plangebiet aus Arten- und Biotopschutzsicht als „wenig empfindlich“ 
einzustufen. Die Flächen sind  nach dem Runderlass zur naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung von allgemeiner Bedeutung für den Naturschutz. Das Plangebiet liegt nicht 
in einem Bereich mit besonderer Bedeutung für den Biotopverbund und weist keine nach § 
25 LNatSchG geschützten Biotope auf (vgl. Landschaftsplan).   
 
Tiere und Pflanzen, Biologische Vielfalt - Beschreibung der Umweltauswirkungen  
Die Grünlandfläche wird durch Gebäude und Verkehrsflächen überbaut (insgesamt maximal 
ca. 6.460 m² Versieglung) und im Bereich der Gartenflächen komplett umgestaltet werden. 
Im Rahmen der Gartengestaltung können potenziell kleinflächig neue Biotopstrukturen 
entstehen (Bäume, Hecken etc.). Durch den Verlust des Grünlandes durch die Bebauung 
sind für Pflanzen, Tiere und ihre Lebensräume insgesamt nur geringe Beeinträchtigungen zu 
erwarten. 
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Natura 2000-Gebiete, Biotopverbundflächen oder nach § 25 LNatSchG geschützte Biotope 
sind durch den B-Plan nicht berührt. 
Da keine europäischen Vogelarten bzw. andere Arten nach Anhang IV der FFH-Richtlinie 
ihre Fortpflanzungs- oder Ruhestätten bzw. Mauser-, Überwinterungs- oder 
Wanderungsgebiete im Plangebiet haben, sind bei einer Realisierung der Bebauung keine 
Verstöße gegen Verbote des § 42 Abs. 1 BNatSchG in Bezug auf  artenschutzrechtlich 
relevante Arten zu erwarten (s. a. Kap. 8). 
 
Boden – Bestand 
Das Plangebiet liegt auf der Geest und weist ein weitgehend ebenes Relief auf. 
Im Plangebiet herrschen nach der Bodenkarte (S-H 2223 Elmshorn, 1:25.000) Podsole aus 
Fein- bis Mittelsanden mit geringem Bindungsvermögen für Nährstoffe und hoher 
Wasserdurchlässigkeit vor. Nach Süden/ Südwesten hin sind kleinflächig Übergänge zu 
Pseudogleyen (Stauwasserböden) aus lehmigem Sand bis sandigem Lehm über Lehm/ 
Mergel mit mittlerem bis hohem Bindungsvermögen für Nährstoffe und  geringer 
Wasserdurchlässigkeit zu erwarten. Die sandigen Podsole werden vom Landschaftsplan auf 
Grund der geringen Puffereigenschaften und der damit verbundenen potenziellen Gefahr des 
Schadstoffeintrags ins Grundwasser als empfindlich eingestuft.  
Die vorkommenden Bodentypen sind als Böden mit  allgemeiner Bedeutung im 
Naturhaushalt einzustufen. 
Altlastenverdachtsstandorte im Plangebiet sind nicht bekannt. 
 
Boden - Beschreibung der Umweltauswirkungen  
Im Plangebiet wird Boden durch die Erschließungsstraße, Gebäude und Nebenflächen 
überbaut und versiegelt. Der Boden verliert hier seine Speicher-, Puffer- und 
Transformatorfunktionen im Naturhaushalt sowie seine Funktionen des 
Bodenwasserhaushaltes. 
Innerhalb des Plangebietes ist insgesamt von rund 5.240 m2 Vollversiegelung sowie von 
1.220 m2 Teilversiegelung auszugehen.  
 
Wasser- Bestand 
Ein Oberflächengewässer (Graben) befindet sich am südlichen Rand des Plangebiets.  
Nach der Bodenkarte liegt der Grundwasserflurabstand  im Bereich der überwiegenden 
Fläche mit Podsolen mehr als 2 m unter Flur. Im Bereich der kleinflächigen 
Pseudogleyböden kann in der feuchten Jahreszeit Stauwasser (bis max. 70 cm unter Flur) 
auftreten, in der trockenen Jahreszeit fehlt in der Regel Stauwasser. Es  handelt sich hierbei 
nicht um einen durchgehenden Grundwasserleiter. 
 
Wasser - Beschreibung der Umweltauswirkungen  
Im Plangebiet ist durch die neue Bebauung bzw. die Verkehrsflächen nicht von einem 
Anschnitt von Grundwasserleitern oder von einem Anstau des Grundwassers auszugehen.  
Durch die Überbauung / Versiegelung der Flächen ist aber mit einer Verringerung der 
Versickerung des Niederschlagswassers für den Boden- und Grundwasserhaushalt zu 
rechnen. Insgesamt werden innerhalb des Plangebietes rund 5.240 m2 vollversiegelt sowie 
1.220 m2 teilversiegelt.  
Weitgehend minimiert wird die Beeinträchtigung durch Ableitung des Dachwassers der 
Gebäude und des Oberflächenwassers in den südlich gelegen Graben und des 
Straßenwassers in den nördlichen Grünstreifen. 
 
Klima und Luft - Bestand 
Aufgrund der ländlichen  Lage und Ausprägung der Gemeinde Groß Nordende liegen keine 
klimatischen Belastungsbereiche durch Siedlungsflächen vor. 
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Die Luftgüte im Planungsraum ist aufgrund der ländlichen Lage als gut einzustufen, eine 
punktuelle Vorbelastung kann an der B 431 durch Verkehrsimmissionen auftreten. 
 
Klima und Luft - Beschreibung der Umweltauswirkungen 
Durch die auf Grund des B-Planes zulässige Bebauung ist keine erhebliche Beeinträchtigung 
des Lokalklimas zu erwarten. Klimatische Ausgleichsfunktionen für Siedlungsgebiete spielen 
bei Siedlungen wie Groß Nordende aufgrund der geringen Flächenausdehnung und der 
Nord-Süd-Ausrichtung der Siedlung sowie dem überlagernden Großklima keine bzw. eine 
deutlich untergeordnete Rolle. 
Die zusätzlichen Emissionen von Schadstoffen (insbesondere durch Hausbrand) durch die 
neuen Wohneinheiten sowie der Kfz-Verkehr zu den Häusern werden auf Grund der 
geringen Anzahl der Wohneinheiten nicht als erhebliche, zusätzliche lufthygienische 
Belastung eingestuft. 
 
Landschaft / Landschaftsbild - Bestand 
Das Landschafts- und Ortsbild ist durch die angrenzende, bestehende Wohnbebauung und 
im östlichen Bereich durch das Hofgebäude mit den davor stehenden Linden (außerhalb des 
Plangebietes) als besondere Elemente geprägt. Das Grünland des Plangebietes geht nach 
Norden mit Ackerflächen in den landwirtschaftlich genutzten Bereich der Landschaft über. 
Unter Berücksichtigung der Kriterien Vielfalt, Eigenart und Schönheit des Landschaftsbildes 
wird der Bereich als mittelwertig eingestuft. 
 
Landschaft / Landschaftsbild -  Beschreibung der Umweltauswirkungen 
Das Landschafts- und Ortsbild wird durch die geplanten Neubauten verändert. Durch die 
ortstypische Dimensionierung der vorgesehenen Bebauung, dem Anschluss an die südlich 
und nördlich bestehenden Wohnbauflächen und dem Erhalt des Hofes mit den Linden 
(außerhalb des B-Plan-Gebietes) sind nur geringe Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes 
zu erwarten. 
 
Kultur- und sonstige Sachgüter - Bestand 
Im Plangebiet sind keine Kultur- und sonstigen Sachgüter bekannt.  

Kultur- und sonstige Sachgüter - Beschreibung der Umweltauswirkungen  
Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf Kultur- und Sachgüter sind nicht gegeben. 
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Wechselwirkungen zwischen den Umweltschutzbelangen 
Im Wesentlichen sind folgende Wechselwirkungen zu berücksichtigen:  
 
Schutzgut  Wechselwirkungen mit anderen Schutzgütern  
Menschen • Schutzgüter Pflanzen, Tiere, Boden, Wasser, Klima/Luft und Landschaft bilden die 

Lebensgrundlage des Menschen, Voraussetzung für seine Erholung im bebauten Bereich/ 
Natur und Landschaft 

Pflanzen • Abhängigkeit der Vegetation von den abiotischen Standorteigenschaften (Bodenform, 
Geländeklima, Grundwasserflurabstand, Oberflächengewässer) 

• Bestandteil/Strukturelement des Landschaftsbildes (Erholungsfunktion für Menschen) 
• anthropogene Vorbelastungen von Pflanzen/ Biotopstrukturen (Überbauung, 

Standortveränderungen) 
Tiere • Abhängigkeit der Tierwelt von der biotischen und abiotischen Lebensraumausstattung 

(Vegetation/ Biotopstruktur, Biotopvernetzung, Boden, Geländeklima, Wasserhaushalt) 

• anthropogene Vorbelastungen von Tieren und Tierlebensräumen (Störung, Verdrängung) 
Boden • Abhängigkeit der Bodeneigenschaften von den geologischen, geomorphologischen, 

wasserhaushaltlichen, vegetationskundlichen und klimatischen Verhältnissen 
• Boden als Lebensraum für Tiere und Menschen sowie als Standort für Biotope u. 

Pflanzengesellschaften  
• Boden in seiner Bedeutung für den Landschaftswasserhaushalt (Grundwasserneubildung, 

Retentionsfunktion, Grundwasserschutz, Grundwasserdynamik) 

• anthropogene Vorbelastungen (Bearbeitung, Stoffeinträge, Verdichtung, Versiegelung) 
Grundwasse
r 

• Abhängigkeit der Grundwasserneubildung von klimatischen, bodenkundlichen, 
vegetationskundlichen und nutzungsbezogenen Faktoren 

• oberflächennahes Grundwasser als Standortfaktor für Biotope und Tierlebensgemeinschaften 
• anthropogene Vorbelastungen des Grundwassers (Nutzung, Stoffeintrag) 

Klima • Geländeklima in seiner klimaökologischen Bedeutung für den Menschen und als 
Standortfaktor für Vegetation und Tierwelt 

• Mögliche anthropogene Vorbelastungen des Klimas (Aufheizung) 
Luft • Lebensgrundlage für Menschen, Pflanzen und Tiere 

• Mögliche Bedeutung von Vegetationsflächen für die lufthygienische Ausgleichsfunktion  
• anthropogene Vorbelastungen (Stoffeinträge, Lufthygiene) 

Landschaft  • Abhängigkeit des Landschaftsbildes von den Landschaftsfaktoren Relief, Vegetation/ 
Nutzung, Oberflächengewässer 

• Grundlage für die Erholung des Menschen 
• anthropogene Vorbelastungen des Landschaftsbildes und Landschaftsraumes (Überformung) 

 
Soweit für das Vorhaben relevante Wechselwirkungszusammenhänge und funktionale 
Beziehungen innerhalb von Schutzgütern und zwischen Schutzgütern bestehen, sind diese 
im Rahmen der schutzgutbezogenen Auswirkungsprognose berücksichtigt. Es treten keine 
erheblichen Beeinträchtigungen infolge der Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 
durch Addition oder Potenzieren der Wirkungen auf, die über die oben beschriebenen 
Auswirkungen hinausgehen.  
 
Maßnahmen des B-Plans, mit denen umweltbezogene Auswirkungen vermieden oder 
minimiert werden können (s. a. textliche Festsetzungen zum B-Plan)  
 
Das Plangebiet liegt grundsätzlich in einem Bereich, der aus landschaftsplanerischer Sicht 
für Bebauung geeignet ist und ein geringes Konfliktpotenzial in Bezug auf Natur und 
Landschaftshaushalt aufweist (vgl. Landschaftsplan). Weitere Minimierungsmaßnahmen: 
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• Zum Schutz vor Lärm und einer Sicherung der Aufenthaltsqualität für die Bewohner 
werden im Bereich des geplanten Mischgebietes an der B 431 in einem Abstand von 
8 m von der westlichen Plangebietsgrenze Fenster von Aufenthaltsräumen und 
Fenster von Schlafräumen  in einem Abstand von 20 m möglichst nicht an den 
Straßen zugewandten Gebäudeseiten angeordnet. Außenwohnbereiche sind bis zu 
einem Abstand von 8 m von der westlichen Plangebietsgrenze nicht zulässig. 

• Sicherung des ortstypischen Orts- und Landschaftsbildes durch Festsetzung des 
Maßes der baulichen Nutzung, der Bauweise und von gestalterischen Elementen wie 
Maßnahmen zur einheitlichen Gestaltung von Gebäuden und privaten Grünflächen. 

• Begrenzung der maximalen Versiegelung pro Grundstück durch Festsetzung der 
GRZ auf 0,3 zur Minimierung der Auswirkungen auf Boden und 
Grundwasserhaushalt. 

• Ausführung von untergeordneten Wege- und Straßenflächen (Parkplätze, 
Grundstückszufahrten, Gartenwege) mit versickerungsfähigem Material zur 
Minimierung der Auswirkungen auf den Grundwasserhaushalt. 

• Versickerung des Oberflächenwassers der Straße auf dem nördlich gelegenen 
Grünstreifen und Einleitung von Oberflächenwässer der Bebauung in einen Graben, 
dadurch wird eine Minimierung der Verringerung der Grundwasserneubildung 
erreicht. 

 
Maßnahmen zum naturschutzrechtlichen Ausgleich 
Für die erheblichen Beeinträchtigungen durch zu erwartende Versiegelungen wird Ausgleich  
gemäß dem Runderlass „Verhältnis der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum 
Baurecht“ vom 03.07.1998 vorgesehen. Der Ausgleichsbedarf (§ 12 Abs. 1 LNatSchG) von 
3.000 m² (s. Kap. 8) wird auf einer Fläche außerhalb des B-Plan-Gebietes umgesetzt (vgl. 
Abb. 4). Es handelt sich dabei um eine Teilfläche des Flurstücks 15/2, Flur 6 Groß 
Nordende. In diesem Gebiet wurden im Rahmen des gemeindeeigenen Ökokontos bereits 
Maßnahmen für die Kompensation von Eingriffen in Natur und Landschaft umgesetzt, 
sodass insgesamt 5.525 m² für die Anrechnung von Ausgleichsmaßnahmen zur Verfügung 
stehen. Davon werden hiermit 3.000 m² für diesen Bebauungsplan verwendet.   
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Abb.4:  Übersicht zu Lage der Ausgleichsfläche und Bebauungsplan      

ohne Maßstab 
 
 
Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der 
Planung und Prüfung anderweitiger Planungsmöglichkeiten 
Es ist davon auszugehen, dass ohne den Bebauungsplan „Förn Sandweg“ eine 
Siedlungserweiterung für Wohnen an anderer Stelle im Gemeindegebiet Groß Nordende im 
Rahmen des gemeindlichen Entwicklungsspielraums stattfinden würde. Da sich das Gebiet 
„Förn Sandweg“ in einem Bereich befindet, der aus landschaftsplanerischer Sicht für 
Bebauung geeignet ist und ein geringes Konfliktpotenzial in Bezug auf Natur und 
Landschaftshaushalt aufweist, würde eine Wohnbauentwicklung an anderer Stelle im 
Gemeindegebiet keine wesentlich geringeren Umweltauswirkungen mit sich bringen.   
Insofern wurde auf eine Betrachtung von weiteren Standortalternativen auf Gemeindeebene 
verzichtet.  
Innerhalb des Plangebietes kommen unter Berücksichtigung der fachlichen und inhaltlichen 
Zielsetzungen  keine anderweitigen, sich grundsätzlich unterscheidenden 
Planungsmöglichkeiten in Bezug auf Anordnung der Erschließung und der Gebäude in 
Betracht. 
 
Geplante Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen 
Die Überwachung der erheblichen unvorhergesehenen nachteiligen Umweltauswirkungen 
infolge der Realisierung des B-Planes erfolgt im Rahmen von fachgesetzlichen 
Verpflichtungen zur Umweltüberwachung, z.B. nach Wasserhaushalts-, 
Bundesimmissionsschutz- (Luftqualität, Lärm), Bundesbodenschutz- (Altlasten) und 
Bundesnaturschutzgesetz (Umweltbeobachtung). Darüber hinausgehende 
Überwachungsmaßnahmen sind zum jetzigen Kenntnisstand nicht erforderlich. 
 
 

Plangebie
t

Ausgleichsfläch
e
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Allgemein verständliche Zusammenfassung 
Wesentliches Ziel des Bebauungsplans 4 „Förn Sandweg“ der Gemeinde Groß Nordende ist 
eine städtebaulich verträgliche, angemessene Erweiterung der bestehenden Wohnbauung 
„Achtern Hollernbusch“ in nördlicher Richtung mit Einzel- und Doppelhäusern mit 
Grundstücksgrößen um 250 bzw. 500 m² und möglichen Dienstleistungen/ 
Einzelhandelsgeschäften an der Dorfstraße (B 431).  
 
Mit der durch den Bebauungsplan „Förn Sandweg“ angestrebte Bebauung werden die 
Zielsetzungen des gültigen Landschaftsplans berücksichtigt bzw. eingehalten. 
 
Die wesentliche, erhebliche Umweltauswirkung stellt die geplante Versiegelung bzw. 
Überbauung durch Gebäude, Verkehrsflächen und Nebenanlagen insbesondere für das 
Schutzgut Boden dar (5.240 m2 Vollversiegelung, 1.220 m2 Teilversiegelung).  
 
Für die erheblichen Beeinträchtigungen ist Ausgleich  gemäß Runderlass  „Verhältnis der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zum Baurecht“ vom 03.07.1998 vorgesehen. 
 
Maßnahmen, mit denen umweltbezogene Auswirkungen im Rahmen des Bebauungsplans 
vermieden oder minimiert werden können, sind im wesentlichen die Lage des Plangebietes 
in einem Bereich, der aus landschaftsplanerischer Sicht für Bebauung geeignet ist und ein 
geringes Konfliktpotenzial in Bezug auf Natur und Landschaftshaushalt aufweist, die 
Festsetzung einer GRZ zur Begrenzung der Versiegelung, die teilweise Versickerung des 
Oberflächenwassers vor Ort sowie die Sicherung des Orts- und Landschaftsbildes durch 
eine ortstypische Bebauung. 
 
Innerhalb des Plangebietes kommen unter Berücksichtigung der fachlichen und inhaltlichen 
Zielsetzungen keine anderweitigen, sich grundsätzlich unterscheidenden 
Planungsmöglichkeiten in Betracht.  
 
Die Überwachung der erheblichen, unvorhergesehenen nachteiligen Umweltauswirkungen 
erfolgt im Rahmen von fachgesetzlichen Verpflichtungen zur Umweltüberwachung nach den 
Umweltgesetzen; darüber hinausgehenden Überwachungsmaßnahmen sind zum jetzigen 
Kenntnisstand nicht erforderlich. 
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Gemeinde Groß Nordende 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 116/2009/GrN/BV
 
 
Fachteam: Planen und Bauen Datum: 03.04.2009
Bearbeiter: René Goetze AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Bauausschuss der Gemeinde Groß Nordende 29.04.2009 öffentlich 
Gemeindevertretung Groß Nordende 19.05.2009 öffentlich 

 
Satzungsbeschluss über den Bebauungsplan Nr. 4 "Förn Sandweg" 
 
Sachverhalt: 
Die öffentliche Auslegung des Planes samt Begründung ist abgeschlossen. Anregungen oder 
Bedenken wurden durch Bürger nicht vorgetragen. Die von den Trägern öffentlicher Belange 
eingegangenen Stellungnahmen sind in der Anlage aufgestellt und mit einem entsprechenden 
Abwägungsvorschlag versehen. 
 
 
Stellungnahme: 
Die Verwaltung rät dem Beschlussvorschlag zu folgen.   
 
 
Finanzierung: 
Die Kosten des Verfahrens werden auf den Grundstücksverkaufspreis umgelegt.   
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Bauausschuss empfiehlt / Die Gemeindevertretung beschließt: 
 

1. Die während der öffentlichen Auslegung des Entwurfs des B-Planes Nr. 4 „Förn 
Sandweg“ abgegebenen Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange hat die Gemeindevertretung mit folgendem 
Ergebnis geprüft: 

 
a)  
berücksichtigt werden die Stellungnahmen von ..., 
b)  
teilweise berücksichtigt werden die Stellungnahmen von ..., 
c)  
nicht berücksichtigt werden die Stellungnahmen von .... 
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Die/Der ... wird beauftragt, diejenigen, die eine Stellungnahme abgegeben haben, von diesem 
Ergebnis mit Angabe der Gründe in Kenntnis zu setzen. 
 

2. Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches sowie nach § 92 der Landesbauordnung 
beschließt die Gemeindevertretung den B-Plan Nummer 4 „Förn Sandweg“ für das 
Gebiet in der Ortsmitte der Gemeinde Groß Nordende, dass im Westen durch die 
Bundesstraße 431, im Norden durch landwirtschaftliche Flächen, im Osten durch 
einen Reiterhof und im Süden durch das Wohngebiet „Achtern Hollernbusch“ 
begrenzt wird, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), als 
Satzung. 

 
3. Die Begründung wird gebilligt.  

 
4. Der Beschluss des B-Planes durch die Gemeindevertretung ist nach § 10 BauGB 

ortsüblich bekannt zu machen. In der Bekanntmachung ist anzugeben, wo der Plan mit 
Begründung und zusammenfassender Erklärung während der Sprechstunden 
eingesehen und über den Inhalt Auskunft verlangt werden kann. 

  
 
 
___________________ 
Ehmke 
 
 
 
Anlagen: 
___________________ 
Ehmke 
 
 
 
Anlagen: 

- Begründung 
- Schalltechnische Untersuchung 
- Abwägungsvorschlag 
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Gemeinde Groß Nordende 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 120/2009/GrN/BV
 
 
Fachteam: Planen und Bauen Datum: 20.04.2009
Bearbeiter: Elisabeth Stumpenhagen AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Bauausschuss der Gemeinde Groß Nordende  29.04.2009 öffentlich 
 
Resolution gegen die Ausweisung von Eignungsgebieten für Windkraft in der 
Gemeinde Groß-Nordende 
 
Sachverhalt: 
In dem Entwurf des Landesentwicklungsplanes (LEP) 2009 wurde seitens des Landes die 
Absicht bekundet, insgesamt 1% der Landesfläche Schleswig-Holsteins in den 
Regionalplänen als Eignungsgebiete für Windenergie festzulegen. Unter Berücksichtigung der 
bestehenden Eignungsgebiete soll landesweit eine Fläche von ca. 3.800ha zusätzlich als 
Eignungsgebiet für Windenergie ausgewiesen werden. Nur in diesen ist in Schleswig-Holstein 
das Errichten von Windenergieanlagen zulässig. Ausgenommen sind Kleinstanlagen 
(Einzelanlagen bis zu 20m Gesamthöhe), Nebenanlagen die einem Vorhaben nach § 35 Abs. 1 
Nr. 1,2 oder 4 BauGB dienen und Anlagen die der industriell- gewerblichen Entwicklung und 
Erprobung dienen. 
Die geplante Ausdehnung der Eignungsgebiete führte insbesondere in Regionen, die eine 
hohe Windhöffigkeit ausweisen zu reger Nachfrage durch Investoren. Um dem hohen 
Handlungsdruck zu begegnen hat sich das  Innenministerium, Abt. Landesplanung, 
entschieden, im Rahmen der Teilfortschreibung aller Regionalpläne neue Eignungsgebiete für 
Windkraft auszuweisen. Um die regionale und kommunale Ebene in das Verfahren 
einzubinden sollen zuerst von den Kreisen und den betroffenen Kommunen sogenannte 
„Kreiskonzepte Windkraft“ erarbeitet werden. Sie bilden die Grundlage für die abschließende 
Teilfortschreibung aller Regionalpläne in Schleswig-Holstein. 
Für den Kreis Pinneberg, der aufgrund seiner urbanen Grundstruktur, des hohen 
Naherholungspotenzials und der relativ geringen Windhöffigkeit nur bedingt als 
ausbaufähiger Windkraftstandort geeignet ist, sind im aktuellen Regionalplan zwei Flächen 
bei Raa-Besenbek und bei Uetersen ausgewiesen. Beide Gebiete sind schon vollständig mit 
Windkraftanlagen belegt. Eine darüber hinausgehende Ausweitung der Windkraftnutzung soll 
unter Würdigung konkurrierender Interessen und Nutzungen, insbesondere der Naherholung, 
grundsätzlich nicht erfolgen. 
Am 01.04.2009 fand im Kreishaus des Kreises Pinneberg eine Informationsveranstaltung 
statt, in welcher über den Ablauf des Projektes und mögliche Suchflächen für 
Eignungsgebiete sowie vom Land vorgegebene Ausschlusskriterien vorgestellt wurden. 
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Stellungnahme:  
Aufgrund der vom Kreis Pinneberg vorgestellten Weißflächenkartierung  (Topographie und 
Siedlungskörper unter Berücksichtigung der vom Land vorgegebenen Ausschlusskriterien, 
wobei Abstandsflächen lediglich für Anlagen mit einer Gesamthöhe von 100m berücksichtigt 
wurden) wurden im westlichen Gemeindegebiet der Gemeinde Groß-Nordende 
Eignungsflächen für Windkraft ermittelt. 
Gegenüber dem Kreis Pinneberg und dem Land Schleswig-Holstein ist die Position der 
Gemeinde hierzu abzugeben. 
Die Gemeinde Groß-Nordende lehnt die Ausweisung von Eignungsflächen für Windkraft 
sowie die Errichtung von Kleinstanlagen für Windkraft grundsätzlich ab. Begründet wird dies 
unter Anderem mit den zu erwartenden Nutzungskonflikten, der Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes und der Naherholung. 
Es ist eine Resolution gegen die Ausweisung von Eignungsflächen für Windkraft und die 
Errichtung von Kleinstanlagen für Windkraft innerhalb der Gemeinde Groß-Nordende zu 
beschließen.  
 
 
Finanzierung: 
Es entstehen keinerlei Kosten.   
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Bauausschuss beschließt für die Gemeinde Groß-Nordende für die Teilfortschreibung des 
Regionalplanes  keine Eignungsflächen für Windkraft zu melden.  Eine Meldung an das Land 
für die vom Kreis Pinneberg ermittelten Eignungsflächen lt. Weißflächenkartierung wird 
abgelehnt. 
Darüber hinaus lehnt die Gemeinde Groß-Nordende die Errichtung von Windkraftanlagen und 
Kleinstanlagen für Windkraft innerhalb des Gemeindegebietes grundsätzlich ab.  
 
 
 
 
 
___________________ 
Ehmke 
 
 
 
Anlagen: 
Weißflächenkartierung  
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